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Bundestagung in Berlin Ne 
. am 27. und 28. Mai 1932, 9 

Das Geſamtpräſidium des Deutschen. Oftbundes hat in ſeiner letzten Sitzung befchloffen, die ſatzungsmäßige Jahres⸗ 
verſammlung des Deutſchen Oftbundes Freitag den 27. und Sonnabend den 28. Mai in Berlin abzuhalten. Nötigen- 
falls können die Verhandlungen am Sonntag fortgefetzt werden. f 

Für Freitag iſt eine Sitzung des Hauptvorſtandes vorgeſehen, die vormittags Jo Uhr im Sitzungsſaale 
des Volksdeutjchen Klubs, Motzſtraße 22, beginnt und eine reichhaltige Tagesordnung zu erledigen hat, Jo daß ſie bis 
zum Abend dauern kann. e \ : 

Am Sonnabend findet um 10 Uhr im gleichen Saale die geſchloſſene Vertreter-Berjammlung ftatt, zu 
der nur die Mitglieder des Präſidiums, des Hauptvorſtandes und die von den Landesverbänden gewählten Vertreter 
Zutritt haben. Die Tagesordnung wird in der nächſten Nummer veröffentlicht und den Landesverbänden durch Nund— 


chreiben vorher bekanntgegeben. 


Eine vorläufige Mitteilung über die Abhaltung der Bundestagung an den genannten Cagen iſt den Landesverbänden 


bereits durch Nundſchreiben vom 15. April d. J. zugegangen. 


Dmowſki und Pilſudſki. 5 


In Roman Dmowfki und Joſef Pilfudfki_ find zwei politiſche 
Grundauffaſſungen vom Weſen des polniſchen Staates und von den 
Notwendigkeiten ſeiner territorialen Entfaltung verkörpert. Bis heute 
lind dieſe beiden Politiker die perſönlichen Seinde geblieben, als die ſie 
ſich vor nun faſt 30 Jahren in Cokio zum erſtenmal begegneten, als der 
eine während des ruſſiſſich-japaniſchen Krieges die Japaner für die 
Unterſtützung eines Aufſtandes in Nufſiſch-Polen zu gewinnen verſuchte, 
und der andere dieſen Plan durchkreuzte. Betrachtet man die terri= 
torialen Programme, um deren Verwirklichung die beiden 
vor 1918 gekämpft haben, dann verſteht man, warum es zwiſchen ihnen 
keine friedliche Zufammenarbeit geben konnte. Das Polen, das 
Dmowfki wollte, war von dem Staat, den Pilſudſki zu ſchaffen 
plante, durchaus verſchieden. Der eine wollte mit rufſiſcher Hilfe 
den deutſchen Often zerſchlagen und dafür die „hiſtoriſchen Oſtmarken“ 
des altpolniſchen Neiches preisgeben. Piljudſei wollte mit habs⸗ 
burgiſcher Hilfe die rufſiſche Herrſchaft hinter die Diina- und Dnjepr- 
Linie zurückdrängen und dafür auf Gebietserwerbungen in den 
preußiſchen Oſtmarken verzichten. In dem 1908 erſchienenen Buche 
Dmowſkis „Deutſchland, Nußland und die polniſche Frage“ findet ſich 
eine Karte, auf der die Srenzen des polniſchen Staates, wie Dmowſki 
ihn zu verwirklichen wünſchte, dargeſtellt ſind. Auf dieſer Karte läuft 
die Grenze Polens etwa von Suwalki, weſtlich an Grodno vorbei, 
über Breſt-Litowſe und Cholm nach Przemufl am Sau; dann folgt 
lie der alten ungariſchen Grenze, umſchließt das Ceſchener Gebiet und 
Schleſien bis nahe Breslau heran, um im Poſenſchen und Weſt⸗ 
preußiſchen etwa dem heutigen Grenzzuge zu folgen und ſchließlich 
das ſüdliche Oſtpreußen vom Deulſchen Reiche zu trennen. Pilſudſki 
dagegen wollte die Ukraine, Litauen und Weißrußland in den pol— 
niſchen Staat einbeziehen und mußte, wie er. ſpäter einmal gejagt hat, 
„die Brüder in den ehemals deutſchen Gebieten von vornherein aus 
ſeiner Rechnung ausſtreichen“; und „vor der oberſchleſiſchen Grenze 
machten ſogar ſeine kühnjten Pläne halt wie vor einer undurchdring— 


lichen Mauer“. Wenn man die Karten des polniſchen Staates, wie 
Omowſki und Pilſudſki ihn ſich vor 1918 vorgeftellt hatten, mitein- 
ander vergleicht, dann ſieht man, daß das Gebiet, das beide Poli- 
tiker für ihren Staat verlangten, nur ein reichliches Drittel des 
heutigen polniſchen Staatsgebietes ausmacht. Zwiſchen Politikern, 
die jo grundſätzlich voneinander abweichende Cerritorialprogramme 
verfolgten, konnte es keine Zuſammenarbeil und keinen Frieden geben. 
Nur einmal Jchien es jo, als ob ſich die beiden Männer zu gemein- 
ſamem Vorgehen zuſammenſchließen wollten. Das war in den Tagen 
des deutſchen Zufammenbruchs, als Paderewjki über Polen nach 
Warſchau kam, um das Amt des Staatspräſidenten zu übernehmen, 
und als nach dem Zerfall der Teilungsmächte die ſtaatspolitiſchen 
Ideen beider Männer vor ihrer Verwirklichung ſtanden. Paderewſki 
hat Jeine Aufgabe, die Gegner zu verſöhnen, damals ebenſowenig 
erfüllt, wie im vorigen Jahre, als er zur Enthüllung des Wilſon- 
denkmals nach Polen kommen ſollte. 

Denn die Gegenſätze wurzeln zu tief, um durch eine verſöhneude 
Geſte ausgelöſcht werden zu können. Nicht uur in ihren Ge- 
biets forderungen, ſondern ebenſoſehr in ihrer 
Vorſtellung vom Weſen des Staates ſtehen die 
beiden Männer einander fremd und feindlich gegen- 
über. Dmowſki ſieht feine Aufgabe darin, aus Polen einen zentra- 
liſtiſchen Nationalſtaat zu machen, der in feinen Greuzen keine Fremd— 
völker duldet. Er will den nationalen Cinheitsſtaat, den 
er in der Fremdvölkerjoge der „hiſtoriſchen Oſtmarken“ Polens nicht 
verwirklichen kann, während er andererſeits der Auffaflung iſt, daß 
das Laud öftlich der Oder altpolniſcher Volksboden iſt, der von den 
„deutſchen Croberern“ erlöſt, von den germaniſierten Elementen be- 
freit werden muß. Dagegen it der Staat Piljudfkis — der Idee nach. 
nicht in der politiſchen Praxis der Gegenwart — föde ratio, 
inſofoͤrn ſein Schwergewicht auf dem Boden der „hiſtoriſchen Oft- 
marken“ liegen foll, auf dem das polnische Volkstum eine Jo ſchwache 
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Ainderheit bildet, daß die Vertreibung oder Poloniſierung der dor— 
tigen Fremdvölker feine ſtaatlichen und nationalen Kräfte weit über— 
ſteigt. Weiter: Omormjki will aus Polen ein demokratisches, 
ein den weltlichen Vorbildern nachgeahmtes Staatsweſen machen; er 
wurzelt mit ſeinem politiſchen Denken in der frauzöſiſchen Revolution; 
jeine Ideologie ijt eine Sortſetzung der revolutonären Bewegungen des 
19. Jahrhunderts; ſeine Auhängerſchaft rekrutiert ſich aus dem politi- 
ſierenden Klerus, dem bürgerlichen Mittelftand und der im weltlichen 
Geiſte erzogenen Intelligenz. Gan; anders Pilſudſki: Seine Politik 
wurzelt in den Traditionen des altpolniſchen Reiches, in den liberliefe- 
rungen der ſelbſtherrlichen Schlachta; Jeine Gefolgschaft ſtammt 
— abgeſehen von der Schwerinduſtrie und dem Großgrundbeſitz, 
die ſich nach 1926 dem Regierungslager genähert haben — aus den 
Kreisen, die ſich mit den abenteuernden Revolutionären verbunden fühlen, 
die als Angehörige der „Erſten Brigade“ in den Augufttagen 1914 die 
ruſſiſche Grenze überschritten, um Polen von der zariſtiſchen Fremd- 
herrſchaft zu befreien. Um die Oberftengruppe ſammelt ſich alles, was 
nicht demokratiſch und nicht Jozialiftifch iſt, alles, was ſich berufen 
jühlt, im neuen Polen eine neue Schlachta zu bilden, die über den Staat 
nach eigenem Gutdünken herrſcht. Vielleicht wird die Verſchieden⸗ 
artigkeit der beiden Männer und der von ihnen verkörperten Staats- 
gedanken durch nichts beſſer erläutert als durch eine Segenüberftellung 
ihrer Kampfmethoden: In der Seit, in der Dmonfki in die ruſſiſche 
Duma einzieht, beginnt Pilſudſki in Galizien die erſten Anfänge einer 
polniſchen Wehrmacht zu ſchaffen. Er kämpft um ſeinen Staat mit den 
Waffen und wird, obwohi er nie in einem aktiven Heere gedient hat, 
der erſte Marfchall Polens. Dmowſkis Waffe ift die Diplomatie oder 
vielmehr die Intrige, die er mit geringem Erfolg in Petersburg aber 
mit vollendeter Mleiſterſchaft in den geiltesverwandten Hauptſtädten der 
Weſtmächte ſyjnnt. 

Es handelt ſich bei diefer Verſchiedenartigkeit der polniſchen Staats- 
arffaffungen nicht um einen bloßen parteipolitiſchen Swieſpalt, wie er 
auch zwiſchen den Parteien anderer Länder beſteht, Jondern es handelt 
lich um eine verſchiedeuartige Beantwortung einer ganz grundſätzlichen 
Stage, wie ſie in dieſer Art und dieſer Schärfe wohl in keinem Be 
Land geſtellt wird, um die Beantwortung der Frage nämlich: 
liegt eigentlich Polen? Denn das polniſche Volk war dich 
noch vor 15 Jahren nichl einig darüber und iſt ſich zum Teil auch beute 
noch nicht völlig klar darüber, ob feine „natürlichen Grenzen“ am 
Bug oder am Dnjepr, am Südhang des baltischen Höhenzuges 
oder an der Küſte des Samlandes, bei Bentſchen oder 
an der Oder liegen. Die Verſchiedenheit der Staatsauf- 
jaſſungen gewinnt dadurch an Gewicht, daß die Herr- 
ſchaftsgebiete der Parteien, die die Träger 
dieſer verſchiedenen Auffaflungen jind, geogra- 
phiſch ziemlich deutlich gegeneinander abgegrenzt 
ind. Während nämlich die Hochburgen der Nationaldemokratifchen 
Partei die ehemals preußiſchen Gebietsteile Jind, liegt das Schwer- 
gewicht des Pilfudjkiblockes im ehemals ruſſiſchen Polen; und um- 
gekehrt: während die nationaldemokratiſche Parteiorganiſation in 
Mittel- und Oftpolen nur ſchwach ausgebaut iſt, haben andererſeits 
die Piljudſkianhänger in den „Weſtgebieten“ nur ſchwer Fuß faſſen 
können. So wird der in den Parteien zum Ausdruck kommende Gegen- 
jatz der ſtaatspolitiſchen Geſinnungen zu einem Gegenjat 
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zwichen den verſchiedenen hiſtoriſchen Gebiets- 
teilen des Staates; Jo ſtellt ſich die ehemalige deutſch-ruſſiſche 
Grenze als eine Scheidewand dar, die das Gefüge des polniſchen 
Staates weit deutlicher in einander weſensfremde Abſchnitte zerlegt, 
als etwa die Elbe- oder die Mainlinie die Gejchloffenheit des 
Deutfchen Reiches auflockern kann. 

Es ijt nützlich, ſich bei allem, was in Polen geſchieht, an dieſen 
Catbeſtand zu erinnern. Es wäre aber verfehlt, hieraus auf eine 
Bereitſchaft gewiſſer polniſcher Kreiſe zu einer Verſtändigung mit 
Deutſchland zu ſchließen und etwa ſolchen Gerüchten beſonderen Wert 
beizumeſſen, wie ſie vor längerer Seit einmal in der engliſchen Preſſe 
len e denen zufolge Pilfudjki bereit geweſen ſein joll, ſich 
die deutſche Nückendeckung bei der Verfolgung feiner antiruſſiſchen 
Pläne durch beſtimmte Sugeftändniffe an den polniſchen Weſtgrenjen 


zu ſichern. So feindlich ſich die Vertreter des welt- 
und oſtpolitiſchen Gedankens in Polen gegen 
überstehen, Jo einig lind fie in ihrer Politik 


gegenüber Deutſchland. Die nutionaldemokratifche Politik 
ift mit den polniſchen Oſtgebieten, mit dem „öſtlichen Ballast“, wie 
diefe von Pilſudſki eroberten Provinzen von Omowſki einmal ge- 
nannt wurden, belaſtet; und über den Oftplänen des Marſchalls ſchwebt 
die von. den Nationaldemokraten durch den Raub der preußiſchen 
Provinzen heraufbeſchworene „deutſche Gefahr“. Darüber beſteht kein 
Sweifel, daß die oſtpolitiſche Ceuden; Pilſudſbis 
völlig im Schatten der antideutſchen Tendenz 
Jeines Gegners Dmomwfki ſteht. Der Marfıhall herrſcht 
zwar mit nahezu unbeſchränkter Gewalt über Polen; aber fo ftark 
iſt er nicht, daß er ſich über den Glaubensſatz feiner nationaldemo- 
kratiſchen Feinde hinwegſetzen könnte, daß der Kampf gegen Deutſch- 
land eine unerläßliche Vorausletzung. für den Beſtand und die Sicher- 
heit des polniſchen Staates darſtellt. Es iſt möglich, daß es ihm einmal 
gelingt, die Nationaldemokraten für einen Kampf gegen Nußland zu ge- 
winnen, in dem die ukrainiſchen und weißrufſiſchen Gebiete der Siegespreis 
lind; aber erſt dann kann ihm das gelingen, wenn er die National- 
demokraten davon Eu hat, daß von Deutschland her keine 
Gefahr mehr befteht, d. h. erſt dann, wenn das nationaldemokratiſche 
Cerritorialprogramm in feinem vollen Umfang durchgeführt iſt, wenn 
aljo Oſtpreußen mit Polen vereinigt iſt und die polniſche Weſtgrenze 
die Oder erreicht hat. Da in Polen gegen die national 
demokratiſche Cheſe keine Außenpolitik betrieben 


werden kann, muß der Marſchall, wenn er Kiew 
nehmen will, den Umweg — über Königsberg 
machen. So kommt es, daß der Kreis um Pilſudſce, der im Grunde 


eine aktive polniſche Oft politik will, zum Bollſſtrecker der nach 
Weſten gerichteten nationaldemokratiſchen Expanſionspläue wird; 
jo kommt es, daß es nicht nur Nationaldemokraten, ſondern ouch 
Pilſudſkianhänger ſind, die in dingen die Zwingburg gegen Danzig 
aufbauen und zu einer gemeinſamen Aktion gegen Oſtpreußen rüjten‘ 
Bei aller Verſchiedenheit ihrer politiſchen Anſichten find fi) die beiden 
Gegner alfo einig darin, daß Deutſchland bis zur völligen Handlungs- 
unfähigkeit gegenüber Polen geſchwächt werden muß. Der Kampf 
gegen Deutſchland iſt es, der die tiefe Kluft, die durch das politiſche 
Leben des polniſchen Volkes geht, überbrückt. Der Kampf 55 Na 
Deutſchland einigt Polen. r. K. 


Aulonomiſten und Unverſöhnliche in der Weſtukraine. 


Nicht erſt ſeit der „Befriedungsaktion“ von 1930 ſteht die 
ukrainische Bevölkerung Südoſtpolens dem Polentum mit einem un- 
verſöhnlichen, erbitterten Haß gegenüber. Die polnischen Prügel⸗ 
kommandos, die damals monatelang die ukrainiſchen Dörfer heim⸗ 
juchten und mit ihren unmenſchlichen Graufamkeiten den Abſcheu der 
ziviliſierten Welt (nur nicht das Mißfallen des Völkerbundes) erregten, 
haben die ſchwachen Anfätze zu einer Verſtändigung mit Polen, 
die ſich vielleicht hier und da gezeigt haben mögen, wieder voll» 
kommen erſtickt. Wenn es wirklich fo geweſen wäre, wie es die pol⸗ 
niſche Propaganda hinzuſtellen pflegt, daß die ukrainische Unabhängig- 
keitsbemegung das Produkt einiger weniger Angehöriger der 
ukrainiſchen Gebildetenſchicht ſei — wenn es wirklich jo geweſen wäre, 
dann ift das ſeit der „Befriedungsaktion“ von Grund auf anders ge- 
worden. Der ukrainiſche Bauer, der von den polniſchen 
Prügelhelden halbtot gepeitſcht worden iſt, wird dem polniſchen 
Staat mit keinem anderen Gefühl mehr gegenüber 
ſtehen können als demeines inſtinktiven Haſſes und 
eines tiefen Mißtrauens gegen alles, was von 
Polen ausgeht. Es ſcheint undenkbar, daß es in abſehbarer Seit 
zu einer irgendwie gearteten Verſtändigung zwiſchen den unterdrückten 
Ukreinern und den polnischen Sewaltherren kommt; und es ſcheint 
ſicher, daß die Maſſe des ukrainiſchen Bauerntums den Führern die 
Gefolgſchaft auffagen wird, die lich auf einen „Ausgleich“ mit den 
Polen einzutajfen bereit ſind. Um jo erjtaunlicher iſt es, daß auf dem 
zu Oſtern in Lemberg abgehaltenen Parteitag der größten 
ukrainiſchen Partei Oftgeliziens, der Ukrainifben National- 
demokratiſchen Bereinigung ln do), von der Mehrheit 
ein Sutſchließungsanktrag eingebracht wurde, in dem die 
Autonomie der ukrainiſchen Gebietsteile im 
Rahmen des polniſchen Staates als nächſtes Siel 
gefordert wurde. Um zu berſtehen, was das bedeutet, muß man 
bedenken, daß die Undo bisher unverbrüchlich an dem Siel der ſtaatlichen 


Unabhängigkeit des ukrainischen Siedlungsgebietes feftgehalten und 
die Zugehörigkeit Oſtgaliziens zu Polen mit unbedingter Konſequen; 
als unerträglich abgelehnt hat. Nun ſollte nach dem Entſchließungs⸗ 
antrag, der auch von dem alten Parteivorſitzenden, Lewie kj, 
befürwortet wurde, der Parteitag als nächſtliegendes prakttiſches iel 
eine neue politiſche Verfaſlung „für das ukrainische Volksgebiet in den 
Grenzen des polniſchen Staates“ fordern; allerdings ſollte die Auf- 
ſtellung dieſes „nächſtliegenden“ Jieles nur unter dem ausdrücklichen 
und feierlichen Vorbehalt des Parteitages erfolgen, daß die Undo an 
ihren bisherigen programmatiſchen Unabhängigkeitsbeſtrebungen nach 
wie vor feſthalte, daß alſo die neue Autonomieforderung nicht etwa ein 
Ablaſſen von der bisherigen Forderung der ſtaatlichen Selbſtbeſtimmung, 
5 lediglich eine taktische Neuerung in der Politik der Partei 
arſtelle. 

An ſich iſt der Autonomiegedanke, wie er dem Lewickhſchen 
Antrage zugrunde lag, wicht neu. Denn die Eutentemächte haben, 
als ſie im Jahre 1023 durch Veſchluß des Votſchafterrates die pol- 
niſchen Oftarenzen und damit auch die poluiſche Souveränität über 
Oſtgolizien anerkannten, dem polniſchen Staate die Verpflichtung auf- 


erlegt, ein autonomes Regime in Oſtgalizien einzuführen. Die 
Autonomie wurde damals alſo ohne Sutun der 
Ukrainer, ja, gegen ihren Willen, als Rechts- 


tatfache geſchaffen. Es bedeute keine Preisgabe des weiter- 
gehenden Sieles ſtaatlicher Selbſtändigkeit, ſo argumentierten nun die 
Antragſteller auf dem Parteitag der Undo, wenn man ſich auf die nun 
einmal gegebene Rechtsgrundlage ſtelle, um von ihr aus das Mögliche, 
Nächſtliegende, das vielleicht ein Schritt zur Endlöſung ſein könne, zu 
erreichen, d. h. wenn man die Autonomie fordere, um über ſie zur ſtaat- 
lichen Selbſtändigkeit zu gelangen. In dieſem Sinne wurde in dem 
Antrage eine Aktion bei den Sroßmächten verlangt, 
um die Erfüllung der bis jetzt auf dem Papier ge⸗ 
bliebenen Autonomieverpflichtungen Polens 72 


eee. 
erzwingen. Dabei Jollte die Entſcheidung der Botſchafterkonferenz 
von 1023 dahin erweitert werden, daß die Autonomie 1. territorial 
nicht auf Oftgalizien beſchränkt, ſondern auch auf die anderen 
ukrainiſchen Gebietsteile Polens ausgedehnt werden ſollte, und daß die 
Autonomie 2. inhaltlich den Beſtimmungen des Statuts entſprechen 
Jollte, das der Oberſte Rat der Sriedenskonferenz 1919 für Ojft- 
“galizien vorgeſchlagen hatte: eine ſelbſtändige Gebietsberwaltung mit 
eigenem Landtag und eigenem Landespräſidenten, alſo keine Provinzial- 
autonomie, wie fie für Oſtoberſchleſien (auf dem Papier) beitebt, 
Jondern eine Selbstverwaltung, wie ſie etwa für das Memelland im 
Jahre 1923 (auf dem Papier) feſtgelegt worden iſt. 
Der Autonomieantrag if, trotzdem 
Parteimehrheit befürwortet wurde, auf dem 
Parteitag zu Sall gebracht worden. Die innerparteiliche 
Oppojition der „Unverföhnlichen“, die der Sahl nach in 
der Minderheit waren, war ſtark genug, um die „Autonomiſten“ zur 
Jurückziehung ihres Antrages zu zwingen und eine Billigung irgend- 
welcher autonomiſtiſcher Gedankengänge durch den Parteitag zu ver- 
bindern. Die Weiterbeſprechung der Autonomiefrage foll nunmehr 
einem ſpäteren, außerordentlichen Parteitage vorbehalten bleiben. 
Wenn die „Autonomiſten“ auch dann nicht auf ihre „neue Taktik“ ver- 


er von der 
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zichten, dann iſt, wie namhafte Führer der Undo befürchten, mit 
einer Spaltung der Partei zu rechnen, wobei als ſicher 
gelten kann, daß die Parteiführer, die durch die Aufnahme der 
Autonomieforderung aus der unerträglichen Enge der heutigen 
uk rainiſchen Politik herauskommen wollen, den größten Teil ihrer An- 
hänger im Lande verlieren werden. Denn die Maſſe wird 
nicht denen folgen, die einen Weg der Sufammen- 
arbeit mit Polen ſuchen — auch wenn ſie noch ſo feierlich 
verſichern, nicht auf das Ziel der ſtaatlichen Selbſtändigkeit verzichten 
zu wollen. Sondern die Maſſe wird den „Unverjöhn- 
lichen“ folgen, die in ihrer Haltung gegenüber 
Polen keine Kompromiſſe kennen, die die Exiftenz= 
berechtigung des polniſchen Staates auf ukrai- 
niſchem Volksboden mit unerſchütterlicher Konſe⸗ 
quenz verneinen und alles vermeiden, was darauf hindeuten 
könnte, daß Polen in ihren Augen als Staat auf oftgalizifhem und 
wolhuniſchem Gebiet eine irgendwie geartete Daſeinsberechtigung hat. 
Der Serfall der Undo in eine „autonomiſtiſche“ und eine „unverſöhn⸗ 
liche? Gruppe wäre für die Gefrhloffenheit des ukrainischen Auftretens 
5 polen ein empfindlicher Schlag. Den Vorteil davon hätten die 
ofen. 


Danzig unter polniſchem Druck. 


Der Pariſer „Matin“ meldete aus Genf: „Telegramme, die auf 
diplomatiſchem Wege in Genf eingetroffen find, verzeichnen eine ver- 
ſtärkte Aktivität der Hitterorganiſationen auf 
dem Gebiet der Freien Stadt Danzig. Sahlreiche natio- 
nalſozialiſtiſche Führer find in Danzig eingetroffen und haben alle 
‚verfügbaren Räume gemietet. Es erſcheint unzweifelhaft, daß die 
Leitung der Hitlerpartei unter Ausnutzung der beſonderen Lage der 
Stadt Danzig gegenwärtig gewiſſe Elemente ihres Generalſtabs dort⸗ 
hin überführt. In den Kreiſen des Völkerbundſekretariats erwartet 
man diplomatiſche Vorſtellungen wegen dieſer Ereigniſſe.“ — Diele 
Meldung wurde durch eine vom „Petit Journal“ veröffentlichte 
Nachricht der Südoſtagentur aus Warſchau erweitert. Danach Joll 
die Leitung der NSDAP. in Danzig Maßnahmen getroffen haben, 
um das Hauptquartier der „Hitlerarmee“ in Danzig 
unterzubringen. Die Geheimarchive der deutſchen Organifation 
follen bereits in Danzig eingegangen ſein, und mehrere Hitlerführer 
würden demnächſt in der Freien Stadt erwartet. Nach zuverläfligen 
Informationen gedenke die polniſche Negierung von der 
deutſchen Regierung Aufklärung über die Haltung zu 
verlangen, die ſie in dieſer Angelegenheit einnehmen werde. 

Diefe Meldung ſtammt ganz offenſichtlich aus polniſcher 
Quelle; ſie iſt von der Danziger lozialdemokratiſchen Preffe leider 
lehr eilfertig aufgegriffen und aufgebauſcht worden. Sie foll 
dazu dienen, Danzig vor der Welt als einen gefährlichen Unruheherd 
zu verdächtigen und dieſen doch völlig entwaffneten „Freiſtaat“ als 
den Ausgangspunkt eines Angriffskrieges gegen Polen erſcheinen zu 
(aſſen. Auf dieſe Weiſe Joll für Polen gegebenenfalls ein Rechts- 
wvborwand für einen Sinmarſch in Danzig geſchaffen wer- 
„den. Dem Urheber dieſer Meldung kommt dabei das S. A.-Verbot 
der Reichsregierung zu Hilfe. Da nämlich in der Notverordnung 
vom 15. April und der dazu gehörigen Begründung die militäriſche 
2 Bedeutung der S. A. anſcheinend etwas übertrieben worden iſt, 
‚muß die Meldung von der Konzentration der 8. A. in Danjig 
natürlich den Glauben wachrufen, daß Polen wirklich Anlaß zu 
derartigen Befürchtungen und Vorwürfen habe. Im übrigen hat der 
„Danziger Senat die Meldung von der überſiedlung des „Gene- 
ralſtabes der nationalſozialiſtiſchen „Privatarmee“ nach Danzig Jo- 
fort dementiert: „Franzöſiſche Seitungen bringen die Meldung, 
daß Hitler ſein Hauptquartier in Danzig aufgeſchlagen habe, daß 
Danzig mit Hitleraugehörigen überfüllt jei und daß die Großmächte 
eine Demarche vorbereiten, um Danzig ju zwingen, die 58. und 
S A.-FJormationen wie im Deukſchen Reiche zu verbieten. Dieſe Mel- 
dungen ſind Phantasien, an denen kein Wort wahr iſt. Weder hat 
Hitler fein Hauptquartier in Danzig aufgefchlagen, noch ſind Ange- 
hörige ſeiner Partei von Deutſchland nach Danzig gekommen. Dan- 
zigs Hotels weiſen den gewöhnlichen Freindenverkehr auf. Die 
Meldung der franzöliſchen Blätter liegt im Nah- 
men der Hetze gegen Danzig, die in den letzten Tagen beſon⸗ 
ders von der polniſchen und der ihr naheſtehenden franzöſiſchen Preſſe 

zur Verunglimpfung des Hohen Kommiſſars des Völkerbundes in 
Danzig und der Danziger Regierung getrieben wird.“ 

Das hindert die polnische Preffe und offenbar auch die polnische 
Regierung natürlich nicht, die Hetze gegen Danzig fortzusetzen und 
schon beſtimmte Forderungen über die ee der Freien 
Stadt zu ſtellen. So ſchreidt das größte polniſche Blatt, der der 
Regierung naheſtehende „Sluftr. Kurj. Codz.“, daß die bisherige Hal- 
tung Danzigs in der Frage der nationalſozialiſtiſchen Stoßtrupps eine 
offene und unerhörte Herausforderung Polens ſei, die unter keinen 
Umſtänden länger geduldet werden könne. Denn Danzig Jei, fo 
hebt das Blatt mit Nachdruck hervor, kein Schanghai, und 
Polen könnte nicht untätig zuſehen, wie an ſeiner Grenze ein Aben⸗ 
teuer entfeſſelt werde. Es ſei zu erwarten, daß die polniſche Negie- 
rung in energiſcher und kategoriſcher Weiſe Maßnahmen treffen 
werde, um dem „Danziger Unruheherd“ ein Ende zu machen. Dem- 
nach werde die Regierung, ſagt das Blatt weiter, vor allen Dingen 
dreierlei Forderungen aufſtellen: 1. Der Völkerbund hat ſeine Pflicht 


als Garant der Danziger Verfaſſung in erſter Linie dahin zu er- 
füllen, daß die bewaffneten Parteiſtoßtrupps in Dan 
zig verboten und den Neichs angehörigen es unmög⸗ 
lich gemacht werde, Beamtenpoſten in der Freien 
Stadt Danzig zu bekleiden, denn die Neichsdeutſchen find 
das ſchlechteſte Element in Danzig, die dauernd gegen die normalen 
Beziehungen mit Polen hetzen; 2. völlige Anderung des 
Warſchauer Abkommens, um den Suſtand, der durch den 
Vertrag von Verſailles geſchaffen wurde, wiederherzuſtellen; dann 
erſt wird Danzig ſeiner Aufgabe als polniſcher Hafen gerecht werden 
können; 3. Abſchaffung des Amtes eines Hohen VBöl- 
kerbundskommiffars, zumal die Erfahrung erwieſen hat, 
daß dieſe Stelle ungeeignet iſt, zur Beilegung etwaiger Streitfragen 
zwiſchen Polen und Danzig beizutragen. Im Segenteil, dieſes Amt 
verurſacht nur eine Verſchärfung der Verhältniſſe. Sollte der Völs, 
kerbund aber darauf beſtehen, dieſen Poſten aufrechtzuerhalten, ſo iſt 
er mit ſolchen konkreten Mitteln und Befugniſſen auszuſtatten, die 
ihm eine wirkſame Cätigkeit ermöglichen.“ 

Im Anſchluß daran erinnert das Blatt an den früheren polniſchen 
Vorſchlag, in Danzig eine internationale Polizei- 
truppe, natürlich mit maßgeblicher Beteiligung 
Polens, zu ſchaffen. Das Blatt glaubt nämlich, daß nur auf 
dieſe Weiſe die allgemeine Ruhe wiederhergeſtellt werden könnte. 
Schließlich fordert das Blatt, daß in Zukunft das Amt eines Völker- 
bundskommiſſars nur von Vertretern einer Nation bekleidet werden 
ſollte, die nicht unmittelbar an den deutſch-polniſchen Fragen inter- 
eſſiert Jei. 80 


Die Gdingener Frage, die den Völkerbund bereits ſeit mehreren 
Jahren beſchäftigt, wurde kürzlich erneut von einem Juriſtenaus- 
ſchuß des Völkerbundsrates eingehend behandelt. Das 
von ihm angefertigte Gutachten iſt den Parteien zugeſtellt worden und 
wird dem Völkerbund gleichfalls zugehen, der ſich auf feiner Mai- 
tagung damit zu befaſſen haben wird. Das neue Gutachten be- 
tätigt die von dem Ausſchuß im vorigen Jahre und von dem Danziger 
Völkerbundskommiſſar in einer Entſcheidung des vorigen Jahres aus- 
geſprochene Anſicht, daß auf Grund früherer Entſchließungen der 
DVölkerbundsinftangen eine Veryflichtung Polens zur 
vollen Ausnutzung des Danziger Hafens beſteht, daß 
dieſe Verpflichtung ſich nicht nur auf den Eifenbahnverkehr erſtreckt, 
daß fie für den Perſonen- und Warenverkehr in gleicher Weije gilt, 
und zwar nicht nur für den polniſchen, ſondern auch für den Tranſit— 
verkehr durch Danzig. Das Gutachten lehnt aber die 
Danziger Theſe ab, daß das Rifiko für die Nicht- 
aus nutzung nicht der Hafen von Danzig, Jondern 
die polniſchen Häfen zu tragen hätten. Dieſe Auf- 
faſſung Danzigs wird abgelehnt mit der Begründung, daß in die freie 
Entwicklung des wirtſchaftlichen Lebens olens nicht eingegriffen 
werden dürfe. (0 Darauf, was die polniſche Regierung zur vollen Aus- 
nutzung des Danziger Hafens zu tun habe, geht das Gutachten lediglich 
in allgemeinen Wendungen, die nichts Greifbares enthalten, ein. 

Man hat den Eindruck, daß der Juriſtenausſchuß der Aufgabe, 
feſtzuſtellen, was die Verpflichtung Polens zur Ausnutzung des Hafens 
im Rechtsſinne bedeutet, ausgewichen iſt. Es iſt zu befürchten, 


daß dieſes Gutachten weder den Nat in den 
Stand ſetzen wird, eine Entſcheidung über die 


Rechtslage zu treffen, noch daß es dle Arbeiten 
des Völkerbundskommiſfars, der nunmehr die 
Angelegenheit weiter zu behandeln hat, fördern 


und erleichtern kann, da die Hauptfrage, welchen 


rechtlichen Inhalt die Verpflichtung Polens zur 
vollen Ausnutzung des Danziger Hafens hat, 
nicht geklärt it, und das Komitee es abgelehnt hat, Stellung 
zu nehmen zu dem Punkt der früheren Völkerbundsentſcheidung, 
worin ausgeſprochen wird, daß Polen den Verkehr nicht durch Vor- 
zugsmaßnahmen für leine Häfen ablenken darf. 


Gberſchleſiens 


„Naſch naht die Seit, in der, gebe Gott, in den Preußiſchen Landtag 
polnische Abgeordnete gelangen werden, um unser Volk zu verteidigen, 
um vor der deutſchen Volksgeſamtheit und vor der preußiſchen Re= 
gierung die ganze Wahrheit über die Polen in Deutſchland 
zu verkünden“. Welche Art von „Wahrheit“ das jein wird, 
hat die Polenbundpreſſe in einem Artikel vom 3, April d. J. verraten. 
Die deutſche und preußiſche Regierung begehen, wie es da heißt, 
„einen großen Fehler, wenn ſie die Sache der Polen in Deutſchland 
ausſchließlich auf der Grundlage des Mindarheitenproblems be— 
handeln ... Es it nämlich — und das ſpringt in die Augen — nicht 
wahr, daß die Polen in Schlesien eine Minderheit find“. Nun, man 
muß ſchon urpolniſche Augen beſitzen, um in ganz Schlefien eine Million 
und in Deutſch-Oberſchleſien mehr als 800009 Polen zu entdecken, 
alfo in einem Lande, in dem es im Herbſt 1930 gerade 37 ooo polnifche 
Wählerstimmen gegeben hat. Man läßt ſich im polniſchen Lager durch 
nichts von der vorgefaßten Meinung abbringen, daß das Deutjchtum 
in Schleſien nur ein „Sirnis“ ift, unter dem ſich ſeit Jahrhunderten ur- 
polniſches Weſen verbirgt. Und mit einem Eifer, der eines befferen 
Sieles wert wäre, bemüht man ſich ſeit Jahrzehnten, dieſen „deutſchen 
Sirnis“ abzukratzen, um das polniſche Bild ans Tageslicht zu bringen, 
um das „Volk aus königlichem Piaſtenſtamm“ einer ſtaunenden Mit- 
welt vorzuführen. Man tut Jo, als ob 7oo Jahrhunderte vorübergehen 
könnten, ohne Weſensart und Volkstum ju berühren. Man tut ſo, 
als ob die 195317 Oberſchleſier, die 1921 bei der Volksabſtimmung 
ihr Votum „für Polen“ abgegeben haben, das getan hätten, weil ſie 
ſich etwa als Nationalpolen fühlten. Man geht noch weiter und ſagt: 
„Die ganze völkiſche Kultur in den öftlichen Grenzgebieten des Deutschen 
Reiches iſt polniſche Kultur;“ () daher müßten, wie man vorjichtig 
durchblicken läßt, dieſe Gebiete den Polen zufallen. 

Den Leuten, die ſo erſtaunliche Dinge über die Bedeutung einer 
polniſchen Kultur im deutſchen Oſten mitzuteilen wiſſen, wäre zu 
empfehlen, einmal das nachzuleſen, was A. Beniſz, ein ehemaliger 
Aufſtändiſcher, in ſeinem Buche „Oberſchleſien im Kampf ums Polen- 
tum“ über die polniſche Propaganda in der Aufftandszeit berichtet. 
Beni); macht da ein bemerkenswertes Geständnis. Er ſagt, das pol⸗ 
niſche Nationalgefühl ſei in Oberſchleſien ſelbſt in der Zeit der Auf- 
ſtände noch ſo ſchwach entwickelt geweſen, daß es ſich als unmöglich 
erwieſen habe, die großpolniſche Werbung auf dieſer wenig trag— 
jähigen Grundlage aufzubauen. Es ſei vielmehr notwendig geweſen, 
„die Aufklärungsarbeit ausſchließlich auf eine grundſätzliche, mehr 
demagogiſche als wirklich aufklärende Richtung zu konzentrieren“, denn 
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„polniſche Kultur“. 


für nationalpolniſche Aufklärung von Grund auf ſei angeſichts der 
drängenden Creigniſſe keine Zeit mehr geweſen; fo ſei es notwendig 
geworden, „vor allem au die empfindlichſte Seite, an den materiellen 
Faktor zu appellieren. Unter dem Geſichtspunkt der materiellen Ju- 
kunft des ſchleſiſchen Volkes ſpielte ſich alſo der Abſtimmungskampf in 
Oberſchleſien ab“. Nicht die imaginäre Anziehungskraft der pol= 
niſchen Kultur und nicht der fragwürdige Vorzug, ein Ceil des 
polnischen Staates zu werden, iſt es aljo geweſen, was die waſſerpol⸗ 
niſchen Oberſchleſier, die polniſch abgeſtimmt haben, veranlaßt hat, ſich „zu 
Polen zu bekennen“, ſondern die Hoffnung, in Polen ein beſſeres Leben 
als in Deutſchland führen zu können, die Hoffnung, daß Korfanth ihnen 
die Kuh ſchenken werde, die er ihnen verjprochen hatte für den Fall, 
daß das Land an Polen fällt. Die polniſche Propaganda wußte, daß 
die oberſchleſiſche Froge eine ſofiale Frage iſt, und fie handelte danach. 
Sie ift mit materiellen Verſprechungen nicht ſparſam umgegangen, und 
fie wußte ihren Vorteil aus dem Vergleich des beſiegten, von Kriegs- 
lajten erdrückten Deutſchland mit dem „jungen aufblühenden Polen“, dem 
Freund und Günftling der Siegermächte, zu ziehen. Das Abstimmungs- 
ergebnis gab ihr dann recht: Wo die Menschen unter guten oder eini- 
germaßen erträglichen Verhältniſſen lebten, wo ſie alſo Grund hatten, 
einen in Jeinen Wirkungen jehr ungewiſſen ſtaatspolitiſchen Wechſel 
zu fürchten, haben ſie für Deutſchland geſtimmt. Wo das aber nicht 
der Fall war, wo fie zu wenig zu verlieren hatten, da 
haben fie ihre Stimme für Polen abgegeben, nicht, um damit ein Be⸗ 
kenntnis zu der ihnen völlig unbekannten polniſchen Kultur oder zu 
dem ihnen völlig fremden polniſchen Staatsweſen zum Ausdruck zu 
bringen, ſondern einfach deshalb, weil ſie es „endlich einmal beſſer 
haben“ wollten. Gerade deshalb, weil ſie Polen nicht 
kannten, weil ſich au dieſem Unbekannten, das 
ihnen eine jo glänzende Zukunft verſprach, ihre 
Hoffnung aufrichten konnte, haben ſie ihm ihre 
Stimme gegeben. Jetzt haben fie es kennengelernt. Jetzt verlangen 
die, die bei Deutſchland geblieben ſind, nicht mehr danach, an Polen aus- 
geliefert zu werden, mit der „polniſchen Kultur“ in allzu enge Be- 
rührung zu kommen. Und die, die durch den Genfer Machtſpruch an 
Polen gekommen find, verwünſchen die Seit, in der fie den polniſchen 
Agenten in die Netze gingen, in der ſie den Verjprechungen jener 
beſſeren Sukunft glaubten, die im Polenſtaat ihrer wartet. Sie 
haben für die Erkenntnis, was Deutschland ihnen war, ein teures Lehr- 
geld zahlen müſſen. Arbeit und Brot wollen ſie; auf das Vergnügen, 
polnische Bürger zu feir, würden ſie zur Not verzichten. 


Memel im Wahlkampf. 


Wie aus Memel gemeldet wird, betreiben die Litauer jetzt 
die „Einbürgerung“ von Großlitauern in einem Umfange, der die 
ſchlimmſten Erwartungen bei weitem übertrifft. Auch bei früheren 
Wahlen ſind ſolche widerrrchtlichen Einbürgerungen vorgekommen, 
aber damals handelte es ſich immer nur um einige hundert künſtliche 
Naturaliſationen. Jetzt geht die Sahl ſchon an 6000 heran. Da- 
bei sind es vielfach nicht wie früher unverheiratete Leute, die ab- 
kommandiert werden, ſondern verheiratete mit Srau und 
zum Teil auch mit erwachſenen Kindern, Jo daß die 
Sahl der ungeſetzlichen Wähler noch erheblich 
größer fein wird. Man ſchätzt jie ſogar auf 10000 
bis 13009; das ſind faſt 19 v. H. der wahlberechtigten Memel- 
länder! Die Sahl ſteigt täglich weiter. Daß dieſe Maſſenein- 
bürgerungen eine durchaus Ungeſetzliche Schiebung find, unterliegt 
keinem Sweifel. Allerdings hat das neue Direktorium die bisher 
geltenden Richtlinien zur Einbürgerung aufgehoben, aber das Geſetz 
ſelbſt beſteht weiter, denn es iſt durch das Memelſtatut geſichert und 
beſagt, daß zum Ausüben des Wahlrechts u. a. eine mindeſtens ein- 
jährige Anfälligkeit erforderlich iſt. Trotzdem iſt man im Memellande 
davon überzeugt, daß die Wahl mit einem Siege der deutſchen Parteien 
enden wird. Aber diefer Optimismus muß in dem Maße ſchwinden, 
in dem die litauiſche Einbürgerungspolitik fortgeſetzt wird. Bei den 
Wahlen im Jahre 19509 verteilten ich Stimmen und Mandate in 
folgender Weiſe: 

Litaler 

Deutſche Einheitsfront . 

Die Linke . k 8 842 Stimmen 6 Bertreter 

Neutrale Gruppen.. 2 452 Stimmen — Vertreier 
Die litauiſche Preſſe weiſt mit Stolz darauf hin, daß die deutſche 
Einheitsfront in den letzten Jieben Jahren beſtändig zurückgegangen 
iſt: 1925 erreichte fie 46 906, 1927 nur noch 36 412 Stimmen und 1939 
war ſie auf 29 519 Stimmen zurückgegangen. Mit Nüchkſicht auf die 
vielen Cauſend in dieſen Wochen zuwandernden Großlitauer und mit 
Riickſicht auf den Terror, dem die deutſchen Parteien ausgeſetzt ſind, 
ift bei den bevorſtehenden Wahlen eine weitere, ganz erhebliche Ver⸗ 
jchiebung zuungunſten der deutſchen Einheitsfront zu erwarten. Es 
gehen diesmal nicht weniger als 34 Parteien in den Wahlkampf; das 
bedeutet, daß auf 1600 Wähler (nach dem Stande von 1930) immer 
eine Partei entfällt! Die Litauer e durch die Aufftellung 
einer ganzen Reihe neaer Splitterparteien, die alle möglichen, auf 
berufliche und andere Sonderwünſche und Sonderintereſſen abgeftimmte 
Parolen ausgeben, Verwirrung und Uneinigkeit in den Block der 
deutſchen Mehrheitsparteien hineinzutragen. 


5 Vertreter 
18 Vertreter 


8817 Stimmen 
29 59 Stimmen 


Einige deutſche Blätter wußten zu berichten, daß der neue Schritt 
der Signatarmächte, durch den die Memelfrage vor das Haager 
Schiedsgericht gebracht wird, in Kowno einen „niederſchmetternden 
Eindruck“ gemacht haben ſoll. Demgegenüber ijt feſtzuſtellen, daß man 
ſich in Kowno durch dieſen Schritt der Signatarmächte in ſeinen Maß- 
nahmen gegen die Autonomie des Memellandes abſolut nicht beirren 
läßt. ‚Ders man weiß, daß auch für den Fall, daß die Memelklage 
im Haag „dringlich“ behandelt wird, mindeſtens drei Monate ver- 
gehen, ehe es zu einer Entscheidung kommt, von der es zunächſt ein- 
mal fraglich iſt, ob fie endgültig fein wird, und von der es noch viel frag— 
licher iſt, ob mit ihr die Zwangsmaßnahmen verbunden ſein werden, 
die Litauen allein veranlaſſen können, auf den Weg des Rechtes zu- 
rückzukehren. Sunächſt ſcheint man in Kowno darauf zu vertrauen, 
daß die Wahl, die Anfang Mai ſtattfindel, wenn auch nicht eine groß- 
litauiſche Mehrheit, Jo doch eine ſo erhebliche Stärkung der Autono= 
miegegner bringen werde, daß fie aus der hoffnungsloſen Minderheit, 
in der fie ſich bisher befanden, herauskommen werden, daß Kowno 
dann aljo wenigstens die Möglichkeit haben werde, auf „ſtarke Be- 
völkerungsteile“ hinzuweisen, die eine vorbehaltlofe Angliederung au 
Großlitauen und eine entſchiedene „Abkehr von der Berliner Vor— 
herrſchaft“ wünscht. Es iſt erjtaunlich, mit welcher Ruhe man in der 
Wilhelmſtraße dieſe Möglichkeit betrachtet. Es iſt jedenfalls ver- 
jehlt, ſich darauf zu verlaſſen, daß man im Auslande das Ergebnis 
der CTerrorwahlen richtig einſchätzen, d. h. ihr Ergebnis als unmaß= 
geblich für den wirklichen Stand der Dinge im Memelland anſehen 
werde. Notwendig erſcheint es vielmehr, gegen die Landtagswahlen, 
die unter derartig ungünstigen Bedingungen für die deutſchen Memel⸗ 
läuder stattfinden, von vornherein als gegen eine Maßnahme 
ausdrücklichen Einſpruch zu erheben, die keineswegs geeignet ift, die 
wahre Volksſtimmung im Memellande zu bekunden. 


Der Gſtdeulſche Heimatkalender 


hat wie in den vergangenen. Jahren auch diesmal in allen Kreiſen 
ſtarken Anklang gefunden und ift in der Preſſe allen an den Oft- 
jragen Intereſſierten aufs wärmſte empfohlen worden. Durch die 
Neichhaltigkeit feines Inhalts erfüllt er in hervorragendem Mafe 
feine Aufgabe, unterrichtend und aufklärend über politijche und 
kulturelle Fragen der geſamten Oſtmark zu wirken und um Ver⸗ 
ſtändnis für die Not und den Wert des Oſtens ju werben. Preis 
1,50 M., Oſtbundmitglieder ,20 M., zuzüglich Porto: zu beziehen 
durch die Kulturabteilung des Deutſchen Oftbundes, Berlin Wü 30, 
Motzitrafe 22.) 
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Die Grenzreviſionsfrage. 


Stalien für Neviſion der Diktate. 


Der Große Faſchiſtiſche Nat billigte nach eingehender Prüfung der 
internationalen politiſchen und wirtſchaftlichen Lage die vom Außen- 
miniſter entwickelte Tätigkeit und bekräftigte von neuem, daß es, um 
die Kriſe zu überwinden, unter der die Welt ſo ſchwer leidet, vom 
politiſchen und moraliſchen zowie vom rein wirtſchaftlichen Geſichts— 
punkt betrachtet, notwendig iſt: . 

J. Das Problem der Reparationen und Kriegsſchulden 
zu löſen, und zwar, indem auf die erſteren verzichtet wird und die 
letzteren anulliert werden; 

2. die Hinderniſſe für den internationalen Wirtſchaftsaufſtieg zu be- 
Jeitigen, bevor ſie zu einem völligen Erliegen des Handels aller 
Länder geführt haben; 

3. Die Lage der Donau- und Balkanländer, Ungarn, 
Cſchechoflowakei, Südſlawien, Rumänien, Bulgarien und Griechen 


land, zu regeln, die zuſammen eine Bevölkerung von etwa 70 Mil- 


lionen aufweisen; 

4. Die Bedingungen der Friedensverträge im 
Rahmen des Völkerbundes zu revidieren, die in 
ſich die Urſache der Beunruhigung der Völker ind und den Keim 
zu einem neuen Kriege bilden; 

5. Künftighin auf die zu jahlreichen internationalen 
Konferenzen zu verzichten, die immer wieder neue Hoff- 
nungen in den Völkern erwecken und doch ſtets von den ſchwerſten 
Enttäuſchungen begleitet Jind und nur die Neibungsflächen ver- 
größern. 

Der Große Faſchiſtiſche Nat behält ſich vor, auf einer Oktober- 

Tagung die Stellung Italiens im Völkerbund zu überprüfen. 

Im Hinblick auf dieſe Beſchlüſſe des großen faſchiſtiſchen Rates 
in Nom ſtellt die nationaldemokratiſche „Gazeta Warſa wk a“ 
mit Beſorgnis das Fortſchreiten des revifioniftilben 

Gedankens in Weſteuropa feſt. Die Sumpathien der fran⸗ 

zöfiſchen radikalen Partei für den Gedanken einer fried- 

lichen Grenzreviſion ſeien bekannt. Ebenfo ſei es ſeit langem bekannt, 
daß London ſich dieſem Gedanken ebenfalls nicht widerſetzen würde. 

Nun komme jetzt auch die bedenkliche Stellungnahme einer hohen poli⸗ 

tiſchen Inſtan; des faſchiſtiſchen italjeniſchen Staa- 
tes, die ausdrücklich eine Vertragsreviſion, und zwar unter Inan⸗ 
jpruchnahme des Völkerbundrates, fordere. Wenn es Jo weitergehen 
würde, bemerkt das Blatt, ſo werde man bald an einen Ausbau des 
berüchtigten Artikels 19 der Völkerbundſatzung herangehen. Allen 
dieſen Vorgängen gegenüber müſſe Polen 

Erklärung entgegenſtellen, daß es aus dem 

Völkerbund ausſcheiden würde, Jobald der Ver- 

Jub unternommen würde, aus dieſer önſtitution 

ein Werkzeug der deutſchen Revifionspolitik 

zu in ach en. — Polen hat am Völkerbund ein größeres Intereſſe 
als der Völkerbund an Polen. 


Polens Spiel mit dem Seuer. 

Polen betreibt eine geradezu fieberhafte militäriſche Tätig- 
keit längs der deutſchen Grenze, und zwar nicht nur Ojt- 
preußen gegenüber, ſondern auch in Richtung auf die Oder. Dieſe 
Tätigkeit iſt beſonders ſeit Anfang Februar ſehr ſtark, und 
zwar von der Oftjee herunter bis Oberſchleſien. Die Kavallerie⸗ 
brigaden Bialyſtok und Suwalki ſowie die Truppen des 
Standortes Grodno hielten vom 24. Februar bis J. März Winter- 
übungen in unmittelbarer Nähe der oſtpreußiſchen Grenze ab. Anfang 
Sebruar wurde der Standort Poſen alarmiert und machte im 
Anſchluß daran eine große Geländeübung. Mitte Februar wurden 
die Truppen der Standorte Graudenz, Kulm und 
Dirſchau, alſo alle Truppen der 16. önfanterie-Didiſion, alar- 
miert und machten eine große Übung, zu der auch die in mili- 
täriſcher Ausbildung befindlichen Jugendver⸗ 
bände und Schützenvereine herangezogen wurden; außerdem 
wurde ein Teil des Panzer-Regt. 1 aus Poſen (Rampf- und Panzer- 
wagen) herangezogen und eingeſetzt. Das Jäger-Bataillon in Dirſchau 
machte hierbei Berladeübungen. Am 20. und 21. Sebruar 
übten bei dingen die aus Danzig (fl) herangefoge⸗ 
nen polniſchen militäriſchen Verbände unter dem 
Kommando des Chefs der polniſchen Militär- 
Jektion der polniſchen Vertretung in Danzig, 
Oberſt Noſener. Die 23. Infanterie-Divifion in Kattowitz 
ſteht ſeit Februar in Alarmbereitſchaft und unternimmt ſtändig große 
übungen. Es ließen ſich noch mehr Beiſpiele von herausfordernden 
polniſchen Truppenübungen an den deutſchen Grenzen in den letzten 
Monaten anführen. N 

Einer der Negimentskommandeure aus dem Gebiet Wongrowitz 
hat nach einer Übung die Reſerveoffiziere mit den Worten entlaſſen: 
„Na, wir werden uns bald zu einem Manöver mit 
Icharfen Patronen wiederſehen.“ Er hat dabei keinen 
Zweifel gelaſſen, daß das „Manöver“ gegen Deutfchland ſpielen Joll. 
Die militäriſche Vorbereitung der Jugend, der 
Schützenvereine und Kriegerverbände wird ſeit einem 
Vierteljahr mit beſonderer Energie betrieben. Das Vegierungsblatt 
in Thorn, „Dien Pomorjki“, ſchreibt am 11. März d. J., das Siel 
lei die Bildung einer geſchlofſenen Neſervearmee, 
die als Ergänzung der aktiven Armee jederzeit 
bereit ſei. Wörtlich ſagt das Blatt: „Das Loſungswort der 
Schaffung einer großen Neſervearmee in Pommerellen ijt bereits ge- 
fallen; jetzt kommt es darauf an, dieſes Werk der nationalen Pflicht 
durchzuführen.“ Das Blatt gibt die Sahl der in dieſer Re- 
Jervearmee im Korridor ſtahenden Mannſchaften 
mit 30000 Köpfen an. Dieſe Catſachen ſprechen eine durch- 
aus eindeutige Sprache. Man darf wohl erwarten, daß die Reichs- 
regierung nicht verabſäumt, dieſe Dinge in Genf zur Sprache zu brin- 
gen. Daß die Oſtbevölkerung über all dieſe Vorgänge auf das tiefſte 
beunruhigt iſt und einen ſtarken militäriſchen Schutz fordert, iſt durch- 
aus verſtändlich. 


Polniſche Wirlſchaftsſorgen. 


Der Bahnbau Oberſchleſien —Sdingen eingeffellf. 

Die Schwierigkeiten der Bahngeſellſchaft Oberſchle- 
Jien-Sdingen find infolge Ausbleibens der versprochenen fran 
zöſiſchen Mittel Jo groß geworden, daß in den letzten Wochen nicht 
einmal die Löhne gezahlt werden konnten. Nur dem Ein- 
greifen der Regierung iſt es zuzuschreiben, daß ſchließlich die Forde- 
rungen der Arbeiter befriedigt werden konnten, da trotz der Pariſer 
Reije des polniſchen Verkehrsminiſters Kühn Geldmittel noch nicht in 
Ausſicht ſtehen, It einem großen Teil der Arbeiter ge- 
kündigt worden. Die Arbeiten werden vorübergehend eingeſtellt, 
wodurch die endgültige Fertigſtellung der Bahn natürlich weiter hin- 
ausgezögert wird. Für die Polen iſt die Weigerung Frankreichs, die 
weiteren Mittel für den Bau der Kohlenmagiſtrale zu überweiſen, 
eine herbe Enttäuſchung. über die Gründe dieſer Weigerung kann 
man nur Vermutungen auſtellen. Der franzöſiſche Rentner, der letzten 
Endes ja der Träger und gegebenenfalls der Leidtragende der fran- 
zöſiſchen Anleihepolitik it, verſpürt immer weniger Luft, den öſtlichen 
Bundesgenoſſen immer wieder neue Kredite zu gewähren. Denn die 
Ausſichten, die Milliarden, die im Lauf der letzten 10 Jahre nach 
Rumänien, Südflawien und der Cſchechoflowakei und in den letzten 
Monaten auch nach den baltiſchen Staaten im Anleihewege gegangen 
find, jemals ganz oder auch nur teilweiſe zurückzuerhalten, ſind mehr 
und mehr im Schwinden. Auch die polnische Wirtſchaftspolitik erweckt 
in Frankreich nicht das Vertrauen, das die Vorausſetzung jeder 
Anleihe iſt. Möglich iſt auch, daß Frankreich die Mittel für den 
Bahnbau Kattowitz-Gdingen deshalb zurückhält, um auf Polen einen 
politiſchen Druck auszuüben, vielleicht um Polen den Cardieuſchen 
Donauplänen gefügig zu machen. Wie dem auch ſei: In Warſchau 
hat man wieder einmal erfahren, daß der franzölifche Bundesgenoſſe 
weit davon entfernt ilt, ſelbſtios zu handeln, und daß es keine unge 
trübte Freude iſt, ein Freund Frankreichs zu ſein, da dieſes, wenn es 
ihm zweckmäßig erſcheint, gegenüber ſeinen Freunden dieſelben Mittel 
anwendet, deren es ſich gegenüber ſeinen Feinden bedient. 


Mafnahmen zum Schuß der Landwirtſchaft. 

Um der ungeheuren Not der Landwirtſchaft zu ſteuern, ſieht ſich 
die polniſche Regierung zu ſcharfen Maßnahmen gezwungen: 

1. Mit Nückſicht auf die gegenwärtigen Sahlungsſchwierigkeiten 
der landwirtſchaftlichen Kreiſe müſſen dieſe gewiſſe Srleichte⸗ 
rungen bei der Sahlung der fälligen Verpflich- 
tungen erhalten. Da ſich der Staat in die normalen privatrecht- 
lichen Verhältniſſe zwiſchen Gläubiger und Schuldner nicht hinein- 
miſchen will, mußte man gewiſſe Erleichterungen gegenüber den 
ſtaatlichen Banken gewähren. 

2 Ohne ein Moratorium einzuführen und ohne die Privat- 
ſchulden zu verringern, mußte man die Landwirte vor der allzu großen 
Nückſichtsloſigkeit verſchiedener Gläubiger ſchützen, um Jo mehr, als 
die auf dem Wege der Swangsverſteigerung eingezogenen Vorteile zu 
gering waren im Vergleich zu den Verluſten, die die Landwirtſchaft 
erlitten hat. Man muß bedenken, daß die Landwirte keine Schuld an 
der Lage tragen, in die ſie geraten find; es wäre alſo ungerecht, daf 
die Folgen der Kriſis nur von ihnen getragen werden. Es mußten 
daher die Swangsverſteigerungen, die gegen die Landwirt- 
ſchaft gerichtet find, erſchwert werden. 

3. Das dritte Mittel der jetzt eingeführten Hilfsaktion für die Land- 
wirtſchaft iſt das Geſetz über die Erleichterung beim Ver- 
kauf von Landflächen. 

4. Man darf annehmen, daß alle dieſe Verordnungen Bedingungen 
Schaffen werden, die zu einer Verſtändigung jwiſchen 
Gläubigern und Landwirten führen. Dieſe Verſtändigung 
müßte darauf beruhen, daß die Verzinſung herabgeſetzt,. 
die Sahlungen auf kleinere Raten verteilt und die 
kurzfriftigen Schulden in langfriftige umgewan⸗ 
delt werden. 

5. Es wird im voraus angenommen, daß die bisherigen 
Maßnahmen unzureichend ſein werden. Man will jedoch 
eine größere Anſammlung von Geſetzen vermeiden. 
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Polniſche Minderheitenpolitik. 


Der Kampf um das deutſche Schulkind. 

über ein Beijpiel ſtillen und unerſchrockenen Bekenntnismutes eines 
deutschen Katholiken im Kreiſe Zempelburg berichtet das 
„Poſener Tageblatt“: Der Invalide C. in Waldau hatte ſeine Tochter 
Irmgard mit Beginn des Schuljahres in die deutſche Klaſſe aufnehmen 
lajlen. Am 6. Februar dieſes Jahres wurde ſie nun Plötzlich aus der 
deutſchen Klaſſe ausgewieſen mit der Begründung, 
daß ſie katholiſchen Slaubens und polnischer Na- 
tionalität fei. Sie müſle in die polnische Klaſſe eingewieſen 
werden. Der Vater Irhickt aber das Kind täglich zur deutſchen Klaſſe, 
und es wird täglich daraus entfernt. Oer polniſche Lehrer 
drohte mit Schulftrafen, wenn das Kind nicht in die polniſche 
Klaſſe komme. Der Kreisſchulinſpektor verlangte eine 
Nationalitätserklärung vom Vater, die vor der Staroftei abzulegen ſei. 
Der Vater hat zweimal den Verſuch gemacht, dieſe Erklärung abzu- 
geben, wurde aber abgewieſen. Nun hat der Vater durch Ein- 
ſchreibebrief eine ſolche Erklärung an die Behörde geſchickt. Dieſe 
wurde nicht anerkannt. Inzwiſchen hat T. vor dem Notar in Sempel- 
burg ſeine Nationalität ſchriftlich abgelegt und zugieich hinzugefügt, daß 
er famt ſeiner Tochter zur evangeliſchen Konfeſſion 
übertrete. Dieſe beiden Dokumente überfandte C. dem Kreisſchul- 
inſpektor, Er erhielt dieſe wieder zurück mit der Begründung, ſolche 
Erklärungen müſfſen vor dem Staroſtwo eingelegt werden. Vetreffs 
der Erklärung, daß C. ſamt feiner Tochter zur evangeliſchen Kon- 
feſſion übertrete, erklärte der Kreisſchulinſpektor, daß das Sache des 
Vormundſchaftsgerichts ſei. Was hat aber das Vormundſchaftsgericht 
mit einer Jolchen Sache zu tun, da doch beide Eltern leben? Nun ging 
C. mit der notariellen Erklärung zum Staroſtwo. Der Kreisaſſeſſor 
nahm Einſicht und gab fie zurück mit dem Bemerken, der Sall ſei für 
ihn längſt erledigt. Darauf hat T. das Schreiben am nächſten Tage 
durch Einſchreibebrief an das Staroſtwo gefandt. Von dort wurde es 
ihm wieder ohne jegliche Bemerkung jurückgeſchickt. Daraufhin hat C. 
eine Beſchwerde an den Staroſten persönlich adreffiert, in dem er eine 
ausführliche Schilderung der ganjen Angelegenheit gab. Die Irmgard 
C. geht täglich zur deutfchen Klaſſe, aber fie wird täglich ausgewieſen 
mit dem Bemerken, daß ſie in die polniſche Schule gehöre. Der polniſche 
Lehrer und auch der Kreisfchulinfpektor drohen mit der höchſten zu- 
läfligen Strafe und ſogar mit Arreſt. Der Deutfche bleibt feſt. Ein 
Beiſpiel unter vielen! 


Ablehnung des deulſchen Wahlproleſtes in Sraudenz. 


Ju den letzten Seſmwahlen im Oktober 1930 war von den deut- 
ſchen Vertretern des Wahlbefirkes 30 (Graudenz-KRonik) zum vor- 
ſchriftsmäßigen Termin eine Vorſchlagsliſte der Kandidaten zum Sejm 
eingereicht worden. Die Sahl der deutſchen Stimmen hatte ſich in diefein 
Wahlbezirk bei den früheren Wahlen auf etwa 30090 belaufen; es 
war aljo mit einem ſicheren deutſchen Mandat auch im Jahre 1930 zu 
rechnen. Die von den Vertretern der deutſchen Bevölkerung einge⸗ 
reichte Vorſchlagsliſte wurde jedoch von der Bezirkswahlkommiſſion 
des Wahlkreiſes Graudenz für ungültig erklärt. Gegen die Ungül- 
ligkeitserklärung der Kandidatenliſte und die Streichung der deutſchen 
Bürger aus den Wahlliſten wurde Proteft beim Höchſten Gericht in 
Warſchau eingereicht. Dieſer Proteſt iſt jetzt abgelehnt worden. Die 
Begründung der DBezirkswablkommiffion für 
Ungültigkeitserkſärung der deutſchen Kandidatenliſte war in 
Hauptſache die Seſtſtellung, daß jahlreiche der benannten 
Kandidaten auf der eingereichten Lifte ihre Namen 
anders geſchrieben hatten, als ſie in den Wähler⸗ 
liſten verzeichnet waren. So war auf der Kandidatenliſte 
Hoffmann mit zwei f, in der Wählerliste mit einem f geſchrieben, jer- 
ner Luiſe (mit J) ſtatt Luize (mit 5), Arthur ſtatt Artur, Kaſper ſtatt 
Kaſpar, Willy ſtatt Willi, Leo ſtatt Leon, Bertha ſtatt Berta uſw. 
Außerdem waren bei einer Reihe von Kandidaten der Entſcheidung 
der Kreiswahlkommiſſion zufolge die Berufe „falſch“ ange⸗ 
geben, und zwar in einem Falle Kontoriſtin ſtatt Büroaugeſtellle, 
Rentiere ſtatt „ohne Beruf“, Büroleiler jtatt Beamter uſw. Und 
schließlich war noch bei einer weiteren Anzahl von Kandidaten den 
Sejtjtellungen der Kreiswahlkommiſſion zufolge die Adreſſe 
falſch angegeben, . . Jaciſje 3 auſtatt 4. Außerdem 
hatten einige Kandidaten auf den Kandidatenliſten die Adreſſe ihres 
Geſchäftes, in den Wäblerlijten die ihrer Privatwohnung oder um- 
gekehrt angegeben. Bei anderen waren Unterſchiede bei Angabe des 
Cages und des Monats ihres Geburtsdatums feſtzuſtellen. Und ſchließ⸗ 
lich behauptete die Wahlkommiſſion, daß eine weitere Neihe von 
Kandidaten geſtrichen werden mußte, weil ihre Namensunter⸗ 
ſchrüften auf der eingereichten Liſte von der Wahlkommiſſion 
„ii Hej ff feli duenne, oberer ode nk Nun, 
daß die Deutſchen, die ſich perſönlich in die Liſten eingetragen haben, 
doch zweifellos beſſer willen, wie fie heißen, was ſie find und wo Jie 
wohnen, als die deutſchfeindlichen, polniſchen Beamten, die die Wähler- 
liſten ausgefertigt haben, daß die Fehler alſo nicht auf der Kandida- 
ten-, ſondern auf der Wählerliſte zu beanſtanden lind. In keinem 
Salle war durch die Unjtimmigkeiten in den beiden Liſten die Identität 
der Perſon in Frage geſtellt. Die angegebenen Gründe reichten der 
Bezirkswahlkommiſſion jedoch aus, um 30 dod Deutſche von der Wahl 
fernzuhalten und es ihnen unmöglich zu machen, den ihnen ſonſt ſicheren 
Kandidaten durchzubringen. Das Höchſte Gericht in Warſchau hat 


ſich diefem Standpunkt angeſchloſſen und damit die unglaubliche Hand⸗ 
lungsweiſe einer durchaus parteiiſcheu und minderheitenfeindlichen 
Lokalinſtanz gutgeheißen. 


Pleß wieder vor dem Völkerbundsrat. 


Der Völkerbundsrat wird ſich auf feiner Maitagung nochmals 
mit dem Fall des Fürſten von Pleß beſchäftigen, der ſich ſchon wie⸗ 
derholt wegen der Poloniſierung ſeines in Oſtober⸗ 
ſchleſien gelegenen Beſitzes an den Völkerbundsrat ge- 
wandt hat. Sürſt von Pleß hat, wie aus Völkerbundskreiſen ver- 
lautet, eine neue Petition wegen der Steuermaß nah- 
men, die die polniſchen Behörden gegen ihn ergriffen haben, au den 
Völkerbundsrat gerichtet, und der Generalsekretär hat, der Dring- 
lichkeit der Petition Rechnung tragend, ſie auf die Tagesordnung der 
nächſten Ratstagung gesetzt. Der Inhalt der Petition ſteht 
in einem auffallenden Gegen fat zu dem Vericht des 
Völkerbundsrates vom Januar, der auf. Grund genauer 
Erklärungen der polniſchen Regierung feſtſtellen zu können geglaubt. 
hat, daß die. Angelegenheit eine zufriedenftellende Löſung gefunden 
habe. Der Völkerbundsrat war noch nicht auseinandergegangen, als 
ſchon wieder neue Swangsmaßnahmen in Geſtalt von Pfändungen 
ergriffen wurden. Das Verſäumnis verfahren gegen den 
Sürjten von Pleß wurde aufrechterhalten. Die Steuerſchuld iſt nunmehr Jo 
feſtgeſetzt worden, daß eine Summe von 10 Willionen Zloty als verjteuer- 
bares Einkommen zu dem ſonſt ſteuerbaren Einkommen des Sürlten 
von Pleß hinzugerechnet wird. Hierbei fällt noch ins Gewicht, daß 
die Steuerschuld, die ſich auf einen Zeitraum von ſechs Jahren, von 
1925 bis 1950, erſtreckt, vorläufig nur für die erſten fünf Jahre feſt⸗ 
geſeiht worden ift, während Forderungen für 1930 noch ausſtehen. 


Gegenüber den früheren Seftfegungen, die nach dem letzten Beſchluß 


des Völkerbundsrates zu annullieren waren, ſind zwar gewiſſe Ande- 
rungen und auch eine Herabſetzung der früheren Steuern vorgenommen 
worden, aber die gröbjten früheren Beanſtandungen in den Beranla⸗ 
gungen ſind wieder übernommen worden. In der Petition wird aus- 
geführt, daß der Petent in dem Vorgehen der polniſchen Behörden 
eine Bedrohung ſeiner Wirtſchaftsexiſten; erblickt 
und daß eine Verletzung der Genfer Konventlon vor- 
liege. Da Fürſt von Pleß befürchtet, daß weitere Swangsmaßnahmen 
ergriffen werden, wird der Bölkerbundsrat erſucht, die Angelegenheit 
dringend zu behandeln. Die Petition ſoll den Völkerbund veran- 
laſſen, die neueſte Cutwicklung des Falles des Fürſten von Pleß genau 
ju prüfen, und zwar um fo mehr, als der Nat in der bisherigen Be- 
handlung der Angelegenheit, die ihn ſeit Januar 1931 faſt auf jeder 
Tagung beſchäftigt hat, ſehr ſtark auf die wiederholten Verſicherungen 
der polnischen Regierung, den Fall wohlwollend zu behandeln, Nück⸗ 
ſicht genommen hat. 


Eine polniſche Lüge über das Danziger Schulweſen. 


Durch Urteil des erweiterten Schöffengerichts in Danzig wurden 
vor einiger Seit der verantwortliche Redakteur 
der „Gazeta Sdanfka“ Wiaduflaw Tiefzynjki in 
Zoppot, Parkftr. r, der Angeſtellte beim Hafenausſchuß 
Theodor Malifzemwfki und der Eigentümer Fran! Elma- 
nowſki in Poſtelau wegen öffentlicher Beleidigung verurteilt, 
und zwar: Tieſſunſki ju 2 Monaten Gefängnis, Maliſzewſki zu 
1 Monat Gefängnis und Elmanomwfki wegen Beleidigung in zwei 
Fällen zu einer Geſamtſtrafe von 6 Wochen Gefängnis. Die Ver- 
urteilung iſt erfolgt, weil Tieſſunſki in der „Hazeta Sdanfka“ auf 
Grund der ihm von den beiden Mitverurteilten jugegangenen Mit- 
teilungen behauptet hat, daß der Lehrer Krauſe in 
Poſtelau die Kinder polniſcher Nationalität, 
die an dem Kindertag in Gdingen teilgenommen 
hatten, zur Strafe 4oomal den Satz „Danzig 
bleibt deutſch“ habe abſchreiben laſſen. Das gericht- 
liche Verfahren hat die Unrichtigkeit diefer Behauptungen ergeben. 
Trotz dieſer Jeſtſtellungen behauptet die polniſche Preſſe nach wie 
vor, daß die Kinder den Satz „Danzig bleibt deutſch“ oftmals haben 
abſchreiben müffen, ſchränkt allerdings dieſe Behauptung dahin ein, 
daß dies nicht als Strafe für die Teilnahme an dem Kindertag in 
Gdingen, ſondern zu Übungszwecken geſchehen ſei, und fie behauptet 
weiter, daß eine Nachprüfung des Sachverhalts durch den zuständigen 
Schulrat nicht habe erfolgen können, weil — die Hefte verſchwunden 
eien. (0 Auch dieſe neuerlichen Behauptungen find 
unrichtig und werden durch die eingehenden Feſtſtellungen des 
Urteils des Schöffengerichts widerlegt. Danach hat der Lehrer 
Krauſe in Poſtelau die Schulkinder den Satz „Danzig bleibt deutſch“ 
weder als Strafarbeit noch zu Abungszwecken, 
geſchweige denn Joomal abſchreiben laſſeu. 

* 


Auslands paß: 300 Sloty! 


Die bisher 200 Slotu betragende Gebühr für den polni- 
chen Auslandspaß wird ab l. Mai auf 400 Sloty 
erhöht werden. Der nach dem Ausland gerichtete Sommerreiſe⸗ 
verkehr polniſcher Staatsbürger wird durch dieſe Maßnahme auf ein 
Mindeſtmaß deſchräukt werden. 


ee 199 


PPP 


Oftnot und Ofthilfe, 


Oftpreufifche Landarbeiter kommen „ins Reich“. 


Die „Allenſteiner Seitung“ berichtete, daß in letzter Seit einige 
taujend jugendliche ländliche Arbeitskräfte aus Oſtpreußen nach Sachſen 
und Braunschweig befördert wurden. Es mutet Jonderbar an, daß 
trotz der großen Arbeitsloſenziffer im Neich von etwa 6,2 Millionen 
Erwerbslofen gerade aus Oſtpreußen in wenigen Tagen annähernd 
4080 junge Menſchen herausgezogen werden, um den Arbeiterbedarf 
im Neich zu decken, und dazu zu Arbeitsbedingungen, die nicht beſſer 
als in Oftpreußen Jind (Stundenlohn für Mädchen und Burſchen 
18 Pf., für Männer 22 Pf. neben freier Verpflegung). Noch merk⸗ 
würdiger mutet es an, daß es ſich bei dieſen jungen Menſchen keineswegs 
nur um Arbeitsloſe handelte, ſondern daß ein hoher Prozent- 
jatz aus Jaufenden Arbeits bkontrakten herausge- 
lockt worden iſt, während ein nicht minder großer Prozentſatz bis⸗ 
her überhaupt noch in keinem Arbeitsverhältnis geſtanden hat. Der 
Hinweis, fo ſchreibt die „A. S.“ weiter, daß es in Ostpreußen noch 
genügend Arbeilsloſe gibt, die die verlaſſenen Arbeitsſtellen ausfüllen 
könnten, iſt hier nicht am Platze. Denn es handelt ſich durchweg um 
jugendliche und eingearbeitete Landarbeiter, die nicht durch irgend- 
welche anderen Arbeitsloſen aus der Stadt oder aus anderen Be- 
rufen erſetzt werden können. Hinzu kommt, daß diele Altersgruppe 
in der Negel im elterlichen Haufe wohnte, der Arbeitgeber alſo nicht 
für beſondere Unterkunfts möglichkeiten zu ſorgen brauchte, ein Um⸗ 
ſtaud, der die Heranziehung von Erjatskräften ſchwierig geſtaltet, weil 
es durchweg an den für auswärtige Arbeiter unbedingt erforderlichen 
Unterkünften mangelt. Es kommt aber noch ein weiteres Moment 
hinzu. Um dieſes durch die Abwanderung entſtandene Loch wieder aufzu- 
füllen, iſt das Arbeitsamt nun gezwungen, aus den weſtlichen 
Provinzen die ſogenannten Hüteſungen in ent⸗ 
ſprechender Anzahl anzufordern. Hätte man ſich bei 
der Zuſammenſtellung dieſer ins Reich abgehenden Transporte aus- 
ſchließlich an folche Perſonenkreiſe gehalten, die vorausſichtlich als 
dauernd erwerbslos anzuſehen find, dann könnte man der Sache Ver⸗ 
jtändnis entgegenbringen. Da man aber außer den in Arbeit und 
Lohn befindlichen jungen Menſchen auch ſolche nahm, die bisher in 
keinem Arbeitsverhältnis ſtanden, ſich vielmehr in der elterlichen Wirt⸗ 
ſchaft aufhielten, züchtet man durch dieſe letztere Kategorie An⸗ 
wärter auf Erwerbsloſenunterſtützung heran. Denn 
dieſe., die bisher mit dem ohnehin ſchon ſtark belaſteten Arbeitsamt 
in keinem irgendwie gearteten Suſammenhaug ſtanden, werden nach 
einigen Monaten, nach Beendigung der Arbeit, als Arbeitsloſe zu- 
rückkommen und den Kreis der Unterſtützungsempfänger vergrößern 
und fo die Finanzlage des Arbeitsamtes nur noch mehr belaſten. 
Weshalb ift es der Landarbeiterzentrale möglich, unbehindert von 
irgendwelchen Stellen, die Arbeit der Arbeitsämter zu durchkreuzen? 
Die Landarbeiter zentrale iſt als eine file Einrichtung an- 
jufehen. Ihre Tätigkeit beſtand bisher in der Beſchaffung der 
polniſchen Saiſonarbeiter, wobei ſie für jeden der angeworbenen 
Ausländer eine gewiſſe „Ropfprämie“ von den jeweiligen Auftrag- 
gebern erhielt. Und diefe Kopfprämie ſoll ihr auch jetzt für die an- 
geworbenen oſtpreußiſchen Landarbeiter jufließen, nachdem die 
polniſchen Arbeiter nicht mehr zur Arbeit nach Deutſchland herein- 
gebracht werden dürfen. 

Kaza und Pechlüge. 

Wiederholt hat ſich die Preſſe mit den kataſtrophalen Zuftänden in 
den Dörfern Raza und Pechlüge und den anliegenden Ortfchaften 
im Kreife Schwerin beſchäftigt. Durch das ſtändig ſteigende Grund- 
waſſer wurde bekanntlich die ganze Einwohnerſchaft bis auf den Ge- 
meindevorſteher von Pechlüge zum Abwandern gezwungen. Ein ähn- 
tiches Schickfal droht Kaza, da auch dort das Grundwaſſr die 
Erwerbsmöglichkeiten der Landwirte zunichte macht. Immer dringender 


Siedlungs⸗ und Wohnungsweſen. 


Suläſſige Abſchreibung vom Gebändewert bei Hauszins⸗ 
ſteuer⸗Neubauwohnungen. 


„Die dem Deutſchen Oftbund naheſtehende „Baugenoſſenſchaft ver- 
triebener Oſtdeutſcher“ ſchreibt uns: 

Wir haben feit längerer Zeit mit unſeren Aufſichtsbehörden in 
Berlin in Meinungsdifferenzen geſtanden über die Höhe der von 
Hauszinsjteuer-Neubauten jährlich vorzunehmenden Abſchreibung. 
Sowohl der Herr Oberpräſident als auch die Wohnungsfürſorgege⸗ 
ſellſchaft Berlin m. b. H. ſtanden bisher auf dem Standpunkte, daß 
die bei der Rentabilitätsberechnung in Anſatz zu bringende Abſch rei- 
bung von I v. H. des Gebäudewertes um den Betrag der vor- 
läufig nicht erfolgenden Tilgung des Hausjfinsſteuerdarlehns gekürzt 
werden müffe. Die Folge hiervon war, daß die gemeinnützigen Bau- 
genoflenſchaften nur eine Miete erheben durften, die ſich auf Grund 
dieſer unrichtigen Rentabilitätsberechnung ergab, d. h. eine Miete, 
die für die Solge ſich als unzureichend erweiſen mußte. Nicht zum 
wenigsten auf dieſen Swang der Behörden zur Erhebung einer nicht 
ausreichenden Miete ſind die Schwierigkeiten ſurückzufüßren, in 
denen jetzt viele Baugenoflenſchaften ſich befinden. Eine weitere 


wurde von allen Stellen der Auf nach ſofortiger Hilfe für die be- 
drohten Hrenzbauern erhoben. Aus einem neuen dringenden Appell aus 
dem Kreiſe Schwerin wird erſichtlich, daß krotz allemnoch immer 
keinerlei Abhilfe geſchaffen worden if. Es it wieder 
ruhig geworden um Kaya und Pechlüge. Kommifſionen kamen hin, 
Entwürfe wurden beraten, aber noch immer find keine entſcheidenden 
Schritte unternommen worden. Das Wafjer aber ſteigt 
weiter. Die Not und das Elend in dieſen Dörfern wachſen von Tag zu 
Tag. Die Bauern von Kaza und Pechlüge ziehen, um Stroh für ihr Vieh 
und um Getreide für die Ernährung ihrer Familien bittend, in der 
Umgegend umher. Es ijt eine grenzenloſe Armut, eine unverſchuldete 
Armut, die man hier ſieht. Schnelle und baldige Hilfe tut dringend 
not, wenn hier nicht vorgeſchobene Hrenzpoſten kampflos preisgegeben 
werden ſollen. Die Grenzgebiete find ohnehin dünn bevölkert. Schon 
aus ſtaatspolitiſchen Gründen, jo heißt es in dem Hilferuf, muß von 
der Regierung beſchleunigte Hilfe verlangt werden. 


Oſthiljekredite für die Schiffahrt. 

Die Bank für deutſche Induſtrie-Obligationen iſt mit der Bear- 
beitung der Oſthilfe-Anträge der Binnenſchiffer be⸗ 
ſchäftigt. Die erſten Anträge ſind bereits den beiden Schiffsbeleihungs⸗ 
banken zur Bearbeitung zugeleitet. Für die geſamte Gewerbekredit- 
aktion ſtehen einſtweilen nur 22 Millionen Mark aus 
den Relerven der Bank zur Verfügung. Es können 
infolgedeſſen nur vordringliche Fälle berückſichtigt werden. 

Für die Schiffahrtskredite hat die Bank Nichtlinien aus- 
gegeben, in denen u. a. gejagt iſt: In Frage kommen nur deutſche 
Schiffer an der Oder oder öſtlich davon: Darlehen 
werden nur auf Srachtſchiffe gegeben, die ſchon vor dem 31. März 1931 
im Schiffsregiſter eingetragen ſind und bei denen die Gewähr für eine 
erfolgreiche Fortführung des Betriebes beſteht. Die Kredite werden 
vorwiegend zur Umwandlung drückender kurzfriſtiger 
Verbindlichkeiten in laugfriſtige Kredite nur in 
beſonders dringlichen Fällen zur Betriebsfortführung gewährt. Für 
Neu- und Erſatzbauten werden grundſätzlich keine Mittel gewährt, jür 
Inſtandſetzungsarbeiten nur in beſonders dringlichen Sällen. Die 
Höhe der Darlehen ſoll im Einzelfalle nach Möglichkeit 
10 odo Mark nicht überſchreiten; ſie werden höchſtens bis zu ſieben 
Jahren vergeben. Für das Darlehen iſt bei einer Auszahlung 
von 96 o. H. ein jährlicher Sins von 6 v. H. ſowie ein Verwal- 
tungskoftenbeitrag von % o. H. zu entrichten. Die Ver- 
zinſung und Tilgung der Darlehen erfolgt gemäß befonderer Verein- 
barung in vierteljährlichen Abzahlungen. Die Kreditgewährung erfolgt 
nur gegen ausreichende Sicherheiten. Die Kreditanträge ſind bei der 
Bank für deutſche Induſtrie-Obligationen, Berlin SWös, Seilner- 
ſtraße 5a, einzureichen. Die Bearbeitung der Anträge erfolgt in Zu- 
jammenarbeit mit den Organiſationen der Schiffahrt durch die Deutſche 
Schiffspfandbriefbank A. -., Berlin NW, Dorotheenstr. 19, und 
die Deutſche Schiffsbeleihungsbank A.- G., Hamburg 8, Große 
Neichenſtraße 67. 


Die Verufsvertretungen bei der Landſtelle Berlin. 


Bei der Landſtelle Berlin der Oſthilfe iſt ein Ausſchuß der amt⸗ 
lichen Berufsvertretungen von Handel, Induſtrie, Handwerk und Land- 
wirtſchaft der Provinz Brandenburg gebildet worden, der die Inter- 
effen der einzelnen Berufszweige wahrnehmen wird. Die Handwerker- 
vertreter haben beſonders den Auftrag erhalten, die Nechte der 
Gläubiger im landwirtſchaftlichen Sicherungsverfahren wahr- 
zunehmen, da die Gläubiger ſtark zurückgeſetzt worden ſeien. Werden 
von dem Treuhänder die Intereſſen der betroffenen Handwerker ver- 
nachläfligt, lo können ſie ſich beſchwerdeführend unter Vermittlung 
eines Vertrauensmannes der Handwerkskammer an den zuſtändigen 
Landrat wenden. 


Folge iſt die Dividendenloſigkeit, mit der ſich die meiſten Baugenojjen- 
ſchaften abfinden mußten. Unter tatkräftiger Unterſtützung ſeitens 
unferes Neviſionsverbandes, des Reichsverbandes Deutſcher Bau- 
genoſſenſchaften in Berlin, iſt es nunmehr gelungen, die Aufſichts- 
behörden von ihrem Irrium ju überzeugen. Danach wird unſere 
Anficht als ju Recht beſtehend anerkannt, daß ungeachtet einer noch 
nicht erfolgenden Tilgung der Hauszinsſteuer-Hupothek in der Bilanz 
volle 1 v. H. des Gebäudewertes als Abſchreibung einzuſetzen und 
dementſprechend auch in der Rentabilitätsberechnung in Auſatz zu 
bringen find. Leider kommt dieſe Erkenntnis der Behörden im un- 
geeignetſten Zeitpunkte, da augenblicklich eine für Geſundung der 
Rentabilität an und für ſich unbedingt erforderliche Erhöhung der 
Mieten ſich Kaum ermöglichen laffen wird. 


Siedlungsgejellfehajt „Deutscher Oftbund“. 


fiber die Tätigkeit unferer Siedlungsgeſellſchaft „Deutſcher Oft- 
bund“ können wir folgendes berichten: Angeſichts der Wirtſchafts⸗ 
und Finanzlage von Reich und Staat war eine ſtarke Zurückhaltung 
im Ankaufsgeſchäft notwendig und hat lich auch bewährt. Die Nach- 
frage nach Stellen iſt nach wie vor groß. Das zeigt ſich neuerdings 
wieder dadurch, daß bei dem 2400 Morgen großen Gut Groß- 
Saſtrow im Kroiſe Grimmen, das allerdings ſehr guten Boden 
bat, ſchon jetzt faſt lämtliche 55 Stellen vergeben ſind. Vei dieſen 
55 Stellen in Hroß-Zaſtrow hat es ſich ju unſerer Freude ermöglichen 
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laſſen — was auch den Behörden ſehr erwünſcht ijt —, daß etwa 20 
alte Arbeiter diefer Domäne Stellen erhalten haben, alſo nicht vom 
Land vertrieben wurden. Es ist heute im Gegenſatz zu früher für die 
alten Gutsarbeiter recht ſchwer, neue Arbeitsſtellen zu finden. Im 
übrigen ijt neben zahlreichen Oſtmärkern auch eine größere Sahl von 
Siedlungsluftigen aus dem Welten dort angeſetzt worden. — Aus 
Saſtrow und dem benachbarten Klein-Saſtrow, das im Jahre 1951 
von unjerer Siedlungsgeſellſchaft beſiedelt wurde, wird, ähnlich, wie 
das bei der früheren Anſiedlungskommiflion oft gemacht wurde, eine 
geſchloſſene Siedlung von über 4500 Morgen 
entjteben, die durch genoſſenſchaftliche Einrichtungen für 
„Milchverwertung uſw. den Siedlern wirtſchaftliche Vorteile bieten wird. 
Neue Ankaufsverhandlungen ſchweben, Jo daß die Geſellſchaft hofft, 
in abjebbarer Seit den zahlreichen Siedlungsbewerbungen, die bisher 
noch nicht befriedigt werden konnten, gerecht zu werden. 


Oſtſiedlungsgeſetz. 


Nach einer Meldung des Wolffſchen Telegraphenbüros bereiten 
die zuftändigen Neichsminiſterien z. 5. einen Geſetzentwurf vor, der für 
das Oſtſiedlungswerk die nötigen rechtlichen Grundlagen ſchaffen Joll. 
Die Verhandlungen zwiſchen Neichsarbeitsminiſterium, Reichsfinanzmini- 
terium, Neichsernährungsminiſterium und der Oſtſtelle bei der Neichs⸗ 
kanzlei ſollen noch in dieſer Woche abgeſchloſſen werden. Durch das 
neue Geſetz ſoll die Siedlung erleichtert und eine möglichft ſchnelle 
Verwertung des von der Oſthilfe als nicht mehr ſanierbar abzujto- 
benden Landes ermöglicht werden. 

Unter dem Vorſitz des Neichsarbeitsminiſters fand eine Beratung 
aller an der Durchführung der landwirtſchaftliſten Siedlung beteiligten 
Reſſorts ſtatt. wei Millionen Morgen Land, das 
trotz aller Hilfsmaßnahmen den bisherigen Eigen- 
tümern nicht erhalten werden kann, ſoll Sehntauſende 
neuer Siedler im Often feſt verankern. Die Reichsregierung will 
trotz aller Schwierigkeiten die erforderlichen Mittel bereitzuſtellen 
verjuchen. Man iſt ſich aber klar darüber, daß im Gegenſatz zu der 
wirtjchaftlich günſtigeren Vergangenheit mit größter Einfach- 
heit und Spar fambeit geſiedelt werden muß, wobei der frei⸗ 
willige Arbeitsdlenſt weitgehende Hilfe leiſten ſoll. Auch 
joll jede bürokratiſche Eugherzigkeit in Sukunft vermieden werden. 
Damit wird auch Naum geſchaffen für neue Siedlungsformen unter 
Mitarbeit von Gemeinſchaften und Bünden, die ſich in den Dienſt 
der Sache jtellen. Sofort nach Rückkehr des Kanzlers aus Genf 
jollen die geſetzgeberiſchen Maßnahmen im Kabinett verabſchiedet 


werden. 
Erleichterungen für alle Siedler. 


Das preußiſche Staatsminiſterium hat beſchloſſen, entſprechend 
dem Vorgehen des Reiches, allen Siedlern, die in Preußen auf die 
Landesrentenbank übernommen ſind oder die unter Mitwirkung der 
Landeskulturbehörde nach dem 1. April 1924 ihre Stellen übernommen 
haben und mit preußischen Mitteln finanziert ſind, von dem für die 
Seit vom J. Juli 1931 bis 30. Juni 1932 zu entrichtenden Betrage an 
Renten und Sinſen die Hälfte nach zulaſſen. Diejer 
Nachlaß iſt an die Bedingung geknüpft, daß der einzelne Siedler 
im übrigen ſeine rückſtändigen und laufenden Verpflichtungen bis zum 
20. Mai 1932 erfüllt oder ſich unter Suſtimmung der Landesrenten- 
bank verpflichtet, ſie in angemeſſenen Naten abzuzahlen. 


Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung. 

Mit den vom Reich bei der gegenwätigen Sinanznot für die vor⸗ 
jtädtifche Kleinſiedlung bereitſtellbaren Mitteln laſſen ſich begreiflicher- 
weiſe nicht alle Siedlungswünſche erfüllen. Um auch den zahlreichen 
Intereſſenten, die noch über eigene Mittel verfügen, eine ver- 
billigte Siedlungs möglichkeit im Sinne der Notverord— 
nung vom 6. Oktober 1931 zu verſchaffen, hat der Neichskommiſſar für 
die vorſtädtiſche Kleinſiedlung die Landesbehörden ermäb- 
tigt, durch Anerkennung derartiger Siedlungs- 
vorhaben als vorſtädtiſche Kleinſiedlungen auch den 
Bauherren, die keine Neichsmittel erhalten, die gleichen baupolizeilichen, 
ortsſtatutariſchen und ſteuerlichen Erleichterungen zuju- 
wenden, die den vom Reich unterſtützten Siedlungsvorhaben zuteil 
werden. Der Kreis der Berechtigten ift nicht auf Erwerbslose und 
Kurzarbeiter beſchränkt. g 

Nach Anſicht des Reichskommiſſars für die vorſtädtiſche Klein- 
ſiedlung, Dr. Saaßen, kann, wie er in einem Artikel ausführte, auf Grund 
der inzwischen geleiſteten Vorarbeiten jetzt mit der Errich- 
tung von zunächſt rund 16 000 vorſtädtiſchen Klein- 
Tiedlungsfiellen begonnen werden. Die Sahl wird ſich 
noch erhöhen, ſobald ſich überſehen läßt, ob und inwieweit ſich die 
zunächſt für die einzelne Stelle vorgeſehenen Höchſtdarlehen von je 
2500 AM. durch Vereitſtellung eigener Mittel der Cräger oder Sied- 
lungsverbände ermäßigen würde. Um einen möglichjt großen Anreiz 
zu einer derartigen Streckung der Neichsmittel zu ſchaffen, werden 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden, die durch Heranziehung der- 
artiger Mittel oder durch Einſparung an dem Siedlungswerk mit- 
wirken, dieſe ſelbſterſparten Neichsmittel zur Finanzierung weiterer 
Siedlungen belaſſen. Das für rund 3000 NM. erſtellbare 
Siedlerhaus beſteht aus einem Wohnraum von 12 bis 14 Qua- 
dratmeter, einem Schlafraum von 9 bis 12 Quadratmeter ſowie zwei 
weiteren kleineren Schlafräumen, einem Kleintierſtall von 5 bis 6 Qua- 
dratmeter, einem Kellerraum von mindeſtens 4 Quadratmeter ſowie 
dem notwendigen Naum zur Abſtellung von Geräten und zur Lagerung 
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von Futter und Materialien. In dem Höchjtbetrag von 309 AM. 
find weiter einbegriffen die Koſten der Einrichtung der Stelle. Zu 
ihr gehört die Ausstattung mit dem notwendigen lebenden und toten 
Inventar, einschließlich der Lieferung des für das erſte Erntejahr er— 
forderlichen Düngers und Saatgutes ſowie die anzupflanzenden Objt= 
bäume. Endlich ſind in den Preis einbegriffen die anteiligen Koſten 
für die Geländeerſchließung, Waſſerverſorgung und Entwällerung. 
Sür die Zukunft ſollen und müffen nach Anſicht Dr. Saaßens 
neben den Muſterſiedlungen auch freiwillige Siedlungs- 
vorhaben durchgeführt werden, die ihre Entitehung der tat- 
kräftigen Initiative privater gemeinnütziger Siedlungsorganijationen 
oder einzelner Siedler verdanken. Eine derartige Erweiterung iſt 
aber nur möglich, wenn die nötigen Sicherungen gegen einen Rückfall 
in die Gefahr der wilden Siedlung getroffen werden. 

Gegenüber dem Optimismus Dr. Saaßen, der aus obigen Aus- 
führungen ſpricht, iſt in der Preſſe ſchon vielfach an dem ganzen 
vorſtädtiſchen Kleinfiedlungsvorhaben ſcharfe Kritik geübt worden. 
Der Gedanke, Jo heißt es in dieſen Auslaſſungen, ſchien im erſten 
Augenblick faszinierend. In der Praxis erweiſe ſich aber die Au- 
liedlung als ein ſehr kojtjpieliges Unterfangen. Von dem ſo groß- 
zügig angelegten Millionenprojekt ſei wenig übrig geblieben. In 
Berlin 3. V. ſeien bei einer Erwerbsloſenzahl von über 600 ooo 
1523 Siedlerſtellen zur Verfügung geſtellt worden. In der Weile, in 
der bis jetzt der Gedanke der Erwerbsloſenſiedlung augefaßt werde, 
gehe es auf keinen Fall. Da miiſſe man mit gan; anderen und viel 
großzügigeren Mitteln eingreifen, wenn überhaupt etwas erreicht 
werden joll. Es wird freilich nicht gefagt, woher hierzu die Mittel 
kommen ſollen. 


— Entſchädigungsweſen. — 


Kurſe der Reichsſchuldbuchforderungen. 

Nach, Wiedereröffnung der Berliner Börſe am 12. d. Mts. 
baben die Kurſe der Neichsſchuldbuchforderungen eine verhältnis 
mäßig günſtige Entwicklung genommen. Durch die bevorſtehende 
Wahl zum Preußischen Landtag trat jedoch in den letzten Tagen 
eine allgemeine Unſicherheit im Börſenverkehr ein, wovon auch die 
Kurſe der Neichsſchuldbuchforderungen beeinflußt wurden; jedoch iſt 
der Nückgang der Schuldbuchkurſe im Vergleich zu dem der anderen 
Wertpapiere bisher gering geweſen. 

Am 19. d. Mts. hörten wir folgende unverbindlichen Kurſe: 


1 u I 1 

ungefähr ungefähr ungefähr ungefähr 
1933 90 ½˙% — 1940 5277 u 
1934 4 % — 1941 512% 
1935 70/5 67% 1942 50 % = 
1936 66 „% 62% 1943 49 % 9 
60 % — 1944 A810), — 
56 % 1945— 48 48 % — 


Wiederaufbauzuſchläge 14% 
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1938 
1939 
— Bundesnachrichten. — 


Wer nimntt Ferienkinder aus der alten Heimat auf? 

In den letzten Jahren iſt es trotz der Not der Seit möglich 
geweſen, eine große Anzahl von deutschen Kindern aus den ab- 
getretenen Teilen der Provinzen Poſen, Wejtpreußen, Ober- und 
Niederſchleſien in Deutſchland unterzubringen. Die Sreude solcher 
Kinder, die in der alten Heimat zum Ceil in polniſche Schulen gehen 
müſlen, weil die deutschen von den Polen bejeitigt worden ſind, die 
in polniſcher Umgebung leben, mehr polniſch als deutſch hören und 
an deren Ohren in der Öffentlichkeit kaum. ein deutſches Lied klingt, 
über einen ſolchen Ferienaufenthalt in Deutſchland ift kaum zu be— 
ſchreiben. Man muß einen ſolchen Serienzug einmal ſelbſt mitempfangen 
oder mitverabſchiedet haben, oder man muß das faſt überwältigende 
Glück ſolcher Kinder, die in einem ſolchen Ferienheim oder in einer 
deutſchen Familie in Deutſchland untergebracht waren, erlebt oder 
die von heißer Dankbarkeit erfüllten Briefe der Kinder oder ihrer 
Eltern, die ſie nach der Rückkehr in die abgetretenen Gebiete au 
ihre Serienheime oder ihre Ferien-Pflegeeltern in Deutſchland rich- 
teten, zu Geſicht bekommen haben, um zu willen, wieviel menſchliches 
Glück durch die Ermöglichung eines ſolchen Serienbejuchs von Kindern 
aus den an Polen gefallenen Gebieten in Deutſchland geſtiftet, welche 
unvergeßliche Erhebung für die Kinderherzen ein ſolches Erlebnis 
bedeutet und von wie großer volkspolitiſcher Bedeutung darum die 
Ermöglichung ſolcher Ferienbeſuche in möglichſt großer Anzahl iſt. 

Der Oeutſche Ojtbund und ſeine Srauenorganifationen haben 
ſich in den letzten Jahren an dieſem Werke deutſchtumsfreundlicher 
Sürſorge eifrig beteiligt und dafür bei den Kindern von drüben, 
die ſie betreuen konnten, und ihren Eltern viel Dank geerntet. Nun 
iſt die Not auch bei uns von Jahr zu Jahr größer, die Fort- 
führung dieſes Werkes darum ſchwieriger geworden, aber drüben 
iſt die Not noch viel größer und drüben drückt die wirtſchaftliche 
Not noch viel ſchlimmer, weil zu ihr noch die ſeeliſchen und völkiſchen 
Nöte kommen. Kleine liebe Kinderhände ſchreiben jetzt Fast täglich, 
ob ſie auch dioſes Jahr wieder würden nach Deutſchland kominen 
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Reichstreffen der Jungſcharen des Deutſchen Gſtbundes. 


Die Meldungen für das in den Pfingjttagen in Gernrode am Harz 
ſtattfindende Neichstreffen der Jungſcharen des Deutſchen Oſtbundes 
über das in unſerer Beilage „Der junge Oſtmärker“ und im Rund- 
ſchreiben an die Juugſcharen näheres bereits ſeit langem mitgeteilt 
worden iſt, laufen erfreulicher Weiſe aus allen Teilen des Reiches in 
großer Anzahl ein, jo daß nahezu alle Jungſcharen des Deutſchen Oſt— 
bundes auf dieſem Reichstreffen vertreten ſein werden und ſomit eine 
große Beteiligung geſichert iſt, zumal eine Anzahl von mitteldeutſchen 
Jungſcharen vollzählig erſcheinen wird. 

Wir bitten unfere Jungſcharen, die ihre Beteiligung noch nicht 
angemeldet haben, dies ſchleunigſt zu tun, damit ſpäter keine Schwierig 
keiten hinsichtlich der Unterbringung ufw. entſtehen. , 

Darüber hinaus bitten wir, die oſtdeutſche Jugend im Reich und 
jwar nicht nur die Söhne und Cöchter Verdrängter, ſondeen auch andere 
Oſtmärker, die ſich noch keiner Oſtbund-Jungſchar angeſchloſſen haben, 
ſich ſchleunigſt als Cinzelteilnehmer bei der Reichsjugend⸗ 
ſtelle des Deutſchen Oſtbundes, Berlin W 30, Motzſtr. 22, zu melden. 
Sie erhalten dann von dieſer Stelle nähere Mitteilungen, insbeſondere 
auch über die Fahrgelegenheiten der Jungfcharen aus der 
betreffenden Gegend für die Ceilnahme an dieſem Jugendtreffen; und 
es wird ſich vielleicht auch ermöglichen laſſen, ihnen die Fahr- 
e die die Jungſcharen erhalten, zugutekommen 
zu laſſen. 


Vertreter von Landesrerbänden und Ortsgruppen, wie auch Einzel 
mitglieder des Deutſchen Ojtbundes ſind auf dieſem Jugendtreffen 
natürlich herzlich willkommen. Anmeldungen von ſolchen werden eben- 
falls mit tunlichſter Beſchleunigung erbeten. 

Sehr zu begrüßen wäre es, wenn Ortsgruppen des Deutſchen Oft- 
bundes, die noch keine Jungſcharen beſitzen, es einzelnen Jungen und 
Mädeln ermöglichen würden, an der Tagung teilzunehmen. 

Haben ſchon die bisherigen Schulungswochen und Landestreffen 
der Jungſcharen des Deutschen Oſtbundes für alle Teilnehmenden ein 
unvergeßliches Erlebnis bedeutet, Jo ſteht zu hoffen, daß dieſes Reichs- 
treffen der Oſtbund-Jungſcharen mit ſeiner großen Mannigfaltigkeit 
an Veranſtaltungen, von denen die Feier am Grabe des 
Markgr afen Gero, der zu den großen geſchichtlichen Oftkoloni- 
ſaforen gehört, und eine große öffentliche Kundgebung 
für die Oftmark hervorgehoben ſeien, den oſtmärkiſchen Geiſt in 
unferer Jugend zur hellen §lamme entfachen, das Verſtändnis für 
die alte Heimat ſowie die Liebe und Treue zu ihr lebendig machen 
und vertiefen wird. Dieſes erſte Reichstreffen der Oftbundjung- 
ſcharen muß ſich zu einer bedeutſamen oſtmärkiſchen Volks 
kundgebung gejtalten! Darum gilt für alle, die dazu in der 
Lage ſind, zu Pfingſten die Parole: . 


„Auf, nach Gernrode!“ 


können oder ob fie vielleicht gar ein kleines Brüderchen oder Schwe— 
ſterchen, das inzwischen herangewachſen iſt und auch gern einmal in 
das große deutſche Vaterland, dem ſie drüben kein Preislied fingen 
dürfen, begleiten könnten, oder ob ſie wohl gar einen Spielgenoſſen 
aus einer bekannten Familie mitbringen dürfen; und die Eltern 
ſchreiben, wie ſehr jetzt Schmalhans Küthenmeiſter bei ihnen und 
ihren Bekannten iſt, wie Krankheiten drohen oder wegen ungenü— 
gender Ernährung halb überſtandene Krankheiten ſchlimme gejund- 
heitliche Folgen zu zeitigen drohen, wie unmöglich es ijt, den Kindern 
Gesundheit, Freude, Glück und Sonnenſchein durch einen Ferien- 
aufenthalt aus eigenen Mitteln zu beſchaffen und ſie aus ungeſunden 
Stadtwohnungen wenigſtens einmal für ein paar Wochen in die friſche 
Luft und in Gottes ſchöne Welt zu bringen. Wer wollte ſich ſolchem 
Hilferuf aus unſerer alten Heimat, aus unſerem lieben Mutter- und 
Kinderland verſchließen; wer wollte nicht helfen, auch wenn es ihnen 
jelber nicht gut geht. 


Das „Haus Oftland“ in Vetschau hat der Deutſche Oſtbund unter 
dem Druck der Not aufgeben müfen. Wenn irgend möglich, will er 
verſuchen, ein ſolches „Haus Oſtland“, das jo viel Kindern und 
Erwachſenen Serienfreuden und Sommerſonnenglück gebracht hat, 
wieder zu eröffnen. Geht's nicht, Jo müſſen andere Unterbringungs- 
möglichkeiten in Serienheimen und Familien beſchafft werden. Wer 
hilft mit? Wer hat ein Herz für dieſe Kinder? Wer kann und will 
ein Opfer bringen dafür? Wer ift bereit, ein oder mehrere Kinder 
während der Serien in ſeiner Samilie aufzunehmen? Den bitten wir 
herzlichst, ſich bei uns zu melden. Wir ſenden ihm dann einen Frage- 
bogen zu, in dem er mitteilen kann, ob er einen oder mehrere 
Kinder, Mädels oder Jungens, aufnehmen will, welches Alter, Be- 
kenntnis uſw. bevorzugt wird. Liebevolle Betreuung ſolcher Kinder 
in einer deutſchen Familie iſt noch immer die erwünſchteſte Abwerh- 
ſelung für geſunde Ferienkinder und hat ſchon oft zu Rinderfreund- 
jchaften geführt, die fürs Leben dauern. Niemand braucht Sorge 
zu haben, daß ihm etwa über die Verpflegung der Kinder hinaus 
Unkosten und Angelegenheiten entſtehen. Jedes Kind wird vorher 
ärztlich unterſucht, Jo daß alſo die Verſchleppung von Krankheiten 
nicht zu befürchten iſt. Die Koſten für die Erneuerung und Injtand- 
haltung von Kleidern und Schuhwerk übernehmen wir oder die men⸗ 
ſchenfreundliche Vereinigung „Landaufenthalt für Stadtkinder“ oder 
andere Wohltäter. Wir richten ganz beſonders an unſere lieben 
Frauen und Mütter die Bitte, uns doch in recht großem Umfange ſu 
helfen, damit unſere drüben gebliebenen Brüder und Schweſtern und 
ihre Kinder ſehen, wie ſehr ihr Schickſal und ihr Wohlergehen uns 
am Herzen liegen, daß man ſie wirklich als Brüder und Schweſtern 
betrachtet und behandelt. 

Kinder aber, die zur Heilung von Kraukheiten 
oder zur Stärkung ihrer Geſundheit eine Kur 
durchmachen müffen, müljlen natürlich in ein Bad oder ein 
Ferienheim und können nicht in Familien untergebracht werden. Wer 
hilft ihnen? Wir ſind von ganzem Herzen dankbar für jede Held⸗ 
fpende, auch für jedes kleine Scherflein, denn viele Wenig machen 
ein Viel! Jeder Pfennig kommt ohne jeden Abzug ſolchen Serien- 
kindern zugute. Auch für geeignete Bücher und Spielſachen 
jür dieſe Ferienkinder ſind wir von Herzen dankbar. Alle Orts- 
gruppen und alle Mitglieder, beſonders aber die Frauen und unſere 
Frauendienſtgruppen, wie auch unſere Jugendgruppen, Mädels und 
Jungens, bitten wir von ganzem Herzen, ſich der Unterſtützung dieſes 
deutſchen Liebeswerkes für Kinder aus unſerer alten Heimat recht 
angelegen ſein zu laſſen und iu recht warmer und umfangreicher 
Weiſe zu helfen, damit möglichſt vielen deutſchen Kindern, von 
drüben zu einer Ferienfreude im alten Vaterland und damit zu 
Glück und Geſundheit verholfen wird. 


Aus der Bundesarbeit 


Verſammlungs kalender. 


Sranendienft Landesverband Verlin-Vrandenburg. Feier des 
Muttertages am Sonnabend, 7. Mai, nachm. 5 Uhr, im Ver- 
einslokal der Ortsgruppe Berlin-Oſt in Berlin, Köpenicker Str. 174 
„Köpenicker Hof“. 

Ortsgruppe Berlin-Of, Monatsverſammlung am Sreitag, 6. Mai, 
abends 8 Uhr, im Vereinslokal „Köpenicker Hof“, in Berlin, Röpe- 
nicker Str. 174. 


* 


Landesverband Berlin-Brandenburg. 


Die Ortsgruppe Berlin-Neinickendorf hat am Donnerstag, 
den 14. April, ihre Monatsverſammlung im Vereinslokal bei 
Herrn Sadau, Berlin-Reinickendorj-Of, Reſidenzſtr. 124, abgehalten. 
Die Versammlung war gut beſucht. Nach Genehmigung des vorigen 
Protokolls erfolgte die Aufnahme eines neuen Mitgliedes. 
Dann machte der Vorſtand verſchiedene Mitteilungen, bejonders 
über die neuen Anträge zwecks Belebung der Entſchädigung und die 
Verwertung der Schuldbuchforderungen. Hierauf wurde beſchloſſen, 
am Sonntag, den 5. Juni, einen gemeinſamen Ausflug nach 
Schulzendorf, Reſtaurant „Lindenhof“, zu veranſtalten; Treffpunkt 
der Teilnehmer dort ab 2 Uhr nachmittags. (Preiskegeln). Eingeführte 
Säfte find willkommen. Nunmehr folgte ein Vortrag über „Die Schul- 
verhältniffe vor und nach der Befetzung des ehemals preußiſchen Se- 
biets durch die Polen“. Vom Frauendienſt wurde auf den Muttertag 
hingewieſen, welcher am Sonnabend, den 7. Mai, nachm. 
5 Uhr, im Vereinslokal der Ortsgruppe Berlin-Oſt, Berlin, Röpe- 
nicker Straße 174, „Köpenicker Hof“, begangen wird, es iſt hierzu ein 
Betrag ausgeworfen zur Ehrung einzelner Srauen. Die nächſte Ver- 
ſammlung findet am Donnerstag, den 12. Mai, abends 8 Uhr, 
im Vereinslokal Sadau ſtatt. 


Landesverband Oſtmark. 


Die Ortsgruppe Landsberg (Warthe), (Verein heimattreuer 
Poſener, Oft- und Weſtpreußen), hielt im „Eldorado“ ihre Aprilver- 
ſammlung ab. Nach Begrüßung der Anweſeuden durch den J. Vor⸗ 
litzenden, Direktor Tettenborn, ſprach Mittelſchullehrer Neu- 
mann über: „Eine Reiſe durch Ostpreußen und Polen.“ Redner 
führte einleitend aus: In Oſtpreußen, vor allem aber in dem uns enk⸗ 
riſſenen Teilen des deutſchen Oſtens leben Brüder in Not! Wenn 
jemand aus dem Reiche zu ihnen kommt und ihnen von der ideellen 
und materiellen Teilnahme des deutſchen Volkes an ihrem Schickſal 
ſpricht, Jo gibt dieſer ihnen Kraft und Suverſicht. Nedner zeigte 
in vielen ſchönen und klaren Lichtbildern Landschaften und Städte in 
dem abgeſchnürten Ostpreußen, im entriſſenen Pommerellen und Poſen 
in bunter, wechſelvoller Reihe. Manu ſah u. a., unterſtützt durch 
wehlgelungene Kartenjkizjen, die alte deutſche Kultur Ojtpreußens in 
Stadt und Land, die herrlichen Landſchaften dort, vor allem im Gebiet 
der großen Wälder und Seen, ſowie an der meerumrauſchten Oltjee- 
küfte.. Man wurde daun geführt durch das alte, liebe Poſener Land 
und durch die reichen Gegenden an der Weichſel. Einen breiten Naum 
nahmen die Vorführungen von Bildern aus Chorn und Graudenz ein, 
zu denen der erjte Vorſitzende und Frl. Hroß erläuternde Worte 
Iprachen. Herr Neumann ſchloß ſeine alle Anweſenden feſſelnden 
Ausführungen mit dem Wahljpruch des D. O. Reicher Beifall dankte 
ihm. Der erſte Vorſitzende berichtete über den kürzlich veranſtal⸗ 
teten „Bunten Abend“ und erinnerte daran, daß Vorſtands⸗ 
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mitglied Kaufmann Paul Meuer jüngſt ſein 50 jähriges Gelchäfts- 
jubiläum habe begehen können. Weiter hörte man, daß am 26. April 
abends im „Eldorado“ eine gemeinſame Tagung mit dem Oeutſchen 
Sprachverein, vielleicht auch mit dem BA. abzuhalten beabjichtigt 
ſei. Ein Vortrag ſoll gehalten werden über „Volkstum im Spiegel 
der Mundarten“, auch wird die Schülerkapelle ſpielen und ein Einakter 
aufgeführt werden. Ferner teilte der erſte Vorſitzende mit, daß der 
Verein für das Deutſchtum im Auslande in der Pfingftzeit eine große 
Kundgebung in Elbing veranſtaltete, zu der die Ortsgruppen des 
Deutſchen Oſtbunds aufgefordert ſeien. Insbeſondere Joll während 
dieſer Tagung die ganz unhaltbare Weichſel-Korridor-Frage zur Er⸗ 
örterung ſtehen. In Gernrode a. H. hält die Jugend im Deutſchen 
Oſtbund zu gleicher Zeit eine Tagung ab, die ganz beſondere Beach- 
tung in Anſpruch nimmt. Schließlich ſprach noch Srau Dir. Tetten- 
born über die neu gebildete Jugendgruppe des Landsberger 


Vereins. 
Landesverband Niederſchleſien. 


Die Ortsgruppe Liegnitz hielt am 12. April in der Braukommune 
ihre Monatsverſammlung ab, die zugleich auch Jah reshauptverſamm- 
lung war. Der 2. Vorfitzende, Herr Migge, begrüßte die Er- 
jchienenen. Herr Gewerbeoberlehrer Li] ſel erläuterte in einem Vor- 
trage eingehend die Vorgänge der Revolution am 9. November 1918 
und wies die oftmals aufgeſtellte Behauptung, daß Angehörige der 
Marine die alleinigen Urheber der Nevolution geweſen ſeien, mit großer 
Entſchiedenheit zurück., Seine jachgemäßen Ausführungen über die 
Marine und deren hervorragende Leiſtungen und Heldentaten während 
des Weltkrieges erweckten großes Intereſſe und wurden mit lebhaften 
Beifall aufgenommen. Herr Migge dankte dem Redner für ſeine 
intereſſanten und feſſelnden Ausführungen. Der 1. Vorſitzende, Herr 
Studienrat Schwalm, machte verſchiedene geſchäftliche Mitteilungen, 
erwähnte die Aufnahme drei neuer Mitglieder und gab die 
Kurſe der Schuldbuchforderungen ufw. bekannt. Herr §riedrich 
verlas die Aufwertung der Sparguthaben in Polen, ſoweit dieſe be- 
kanntgeworden ſind. Hierauf wurde beſchloſſen, am Himmelfahrtstage 
(5. Mai) einen gemeinſamen Ausflug nach den Schießſtänden zu unter- 
nehmen. Abmarſch für Fußgänger 7 Uhr früh von der Raifer-Stiedrich- 
Brücke. Sabrgelegenbeit vom Friedrichsplatz oder Breslauer Platz 
von 8 Uhr früh ab, Fahrpreis 15 Pf. Am 19. Mai findet an Stelle 
der Monatsverſammlung eine gemeinſame Suſammenkunft mit den 
Gruppen der Arbeitsgemeinſchaft im Schützenhauſe ſtatt. 
Außer Vorträgen und Geſang wird ein Cheaterſtück von der Fung 
ſchar des Oſtbundes aufgeführt werden. Tanz und Eintrittsgeld wird 
möglichſt niedrig bemeſſen werden. Sahlreiche Beteiligung dringend 
erwünſcht. Am 19. Mai hält die Frauengruppe ihren monat 
lichen Kaffeenachmittag, zugleich Gründungstag, in der Braukommune 
ab. — In der Jahreshauptverſammlung gab der Vor- 
ſitzende einen kurzen Überblick über die Veranſtaltungen im letzten 
Jahre und über die Vereinstätigkeit. Herr Friedrich erſtattete 
den Kaſſenbericht und legte einen Voranſchlag für 1932 vor. Nach 
dem Bericht und Antrag des Kaſſenprüfers Herrn Graewe wurde 
dem Schatzmeister und dem geſamten Vorſtand Entlaſtung erteilt. Es 
erfolgte hierauf die Vorſtandswahl. Die ausſcheidenden Vorſtands- 
mitglieder Herr Studienrat Schwalm, J. Vorſ., Herr Schloffermeilter 
Klein, Beiſitzer, und Frau Graewe, Beiſitzer, wurden einſtimmig 
wiedergewählt. In den Swiſchenpauſen erfreuten Mitglieder der Jung- 
char die Zuhörer durch Vorträge auf Zupfgeigen uſw. Schließlich fand 
noch eine vertrauliche Ausjprache ſtatt. 


Landesverband Heſſen⸗Naſſau. 

Ortsgruppe Kafjel. In die Tage des Zufammienbruches und der 
polniſchen Aufſtände verſetzte am 11. April das Schaufpiel von 
Hans -Chriſtoph Kaergel, „Volk ohne Heimat“, das 
das Wehlheider Hoftheater im Nahmen einer Kundgebung der 
„Arbeitsgemeinſchaft Oſtmark“ im blauen Saal der Stadthalle auf- 
führte. In dieſem Schaufpiel zeigt ſich Kaergel als ein Dichter von 
ſtärkſter Geftaltungskraft. Er führt in ſeinem Schaufpiel zurück in die 
Seit der Inſurgentenkämpfe, die in Oberſchleſien wüteten, er zeigt 
die ungeheuere Tragik unzähliger Deutſcher, die feſt mit ihrer Scholle 
verwachſen waren, die ſich nicht von ihrer Heimat löſen wollten und 
doch mußten, um nicht zu Verrätern zu werden. Ein Volk ohne 
Heimat, ein Volk in Not, aber in der höchſten Stunde der Gefahr ein 
Volk, das gemeinſam ſich den Übergriffen der Polen entgegenftellte und 
gemeinſam auch die Leiden trug. Oberſpielleiter Willy Schmidt 
hatte Jich des Stückes mit viel Liebe angenommen. Er hat es ver- 
ſtanden, das durch teilweiſe recht lange, aber notwendige Dialoge an 


Perjönliches. 
Abg. Geheimrat Weißermel 70 Jahre alt. 

Am 16. April vollendete Seheimer Regierungsrat Frauz Weiß- 
ermel in Berlin, Geisbergſtr. 23, ſtellbertretender Vorſitzender 
der deutſchnationalen Sraktion des preußiſchen Landtages, ſein 70. 
Lebensjahr. In Weſtpreußen geboren, leiſtete Weißermel als Regie- 
rungsrat dem Staat gute Dienjte beim Erwerb von Ödländereien für 
den Forſtfiskus und bei Nentengutsgründungen in den öſtlichen Grenz- 
bezirken, wofür er ſchon 1905 mit dem Roten Adlerorden ausgezeichnet 
wurde. Seit 1915 Geheimer Regierungsrat, wurde er am J. April 


lich ſchwere Stück aufzulockern und Lebendigkeit hineinzubringen, ohne 
ober die Tragik, die in jeder Szene liegt, zu verletzen. Auch in der 
Behandlung der kleinſten Feinheiten zeigte ſich Willy Schmidt als 
meiſter. Die beſte Leistung gab zweifellos Walter Daume als 
Hüttenarbeiter Adamſchek. Adamſchek, noch vollſtändig befangen von 
dem großen Erlebnis des Weltkrieges, der den Frieden will, der in 
Auhe einer Arbeit nachgehen will, ſteht dem Neuen verſtändnislos 
gegenüber, begeht Verrat, findet aber nach ſchweren inneren Kämpfen 
zurück und erkennt, wo ſein wahres Vaterland it. Seine Frau Marie 
Jrielte MI im! Menges. Auch eine ſehr gute Leiſtung. Nu d! 
Wolff ſpielte den Auſſeher einer Hütte, Scipanek, mit gutem Ein- 
füblungsvermögen. Sein Spiel iſt um Jo höher zu werten, als die Ge- 
ſtalt des Scipanek von dem Dichter leider etwas ſchwach gezeichnet iſt. 
Es ſeien ferner erwähnt Louiſe Roß als Anna, Hermann 
Helbig als Keſlelheiſer Böhm, Paul Mäder und Willi 
Theile als Flüchtlinge Cimpert und Klolſek, und Heinz Manns 
als Bogulla, Führer der Injurgenten. Den anderen Mitwirkenden 
ein Geſamtlob. Für die Bühnenbilder zeichnete Seorg Schmidt 
verantwortlich. Pfarrer Pelz begrüßte einleitend die Erfchienenen, 
Er ſprach kurz über die Not der Oſtmärker. Er betonte dabei, daß 
trotz aller Leiden die Oſtmärker ausgehalten haben und auch weiter 
ihrem Vaterlande treu bleiben. 


l Landesverband Mecklenburg. 

Der Landesverband Mecklenburg hielt am 3. April 1032 in Schwerin 
ſeiue diesjährige Hauptverſammlung im Kaſino-Veſtaurant ab. Der 
Borſitzende, Sinanzoberinſpektor Nalewaya, Schwerin, erſtattete 
den Geſchäfts- und den Jahresbericht. Die vornehmste Aufgabe des 
Landesverbandes müſſe darin beſtehen, die Beziehungen zu den uns ge- 
raubten Ostgebieten zu pflegen. In dieſem Streben müßten nicht nur 
alle ehemaligen Oſtmärker einmütig zuſammenſtehen. Es müſſe darüber 
hinaus Pflicht des Oftbundes ſein, alle Volksgenoſſen ohne Unterschied 
der Partei, des Standes und des Landesteils für den Oſtmarken- 
gedanken zu gewinnen. Jeder Deutſche mülle ſich die Tatfache vor. 
Augen halten, daß nur im Often die Zukunft unferes deutſchen Volkes 
und Vaterlandes liege. Dort ſeien durch Verfailles unhaltbare Su- 
ſtände geſchaffen worden, die beſtändig aufzudecken Pflicht des Deut- 
ſchen Oftbundes ſei. Es darf nicht ſein, daß die durch jahrhundert 
lauge Arbeit des gesamten deutſchen Volkes der Kultur erſchloſſenen 
Oltlande uns für immer verloren bleiben. Die Kornkammern Poſen 
und Weſtpreußen, das induſtriereiche Oſtoberſchleſien und die uns ge- 
raubten Gebiete von der Oftſee bis zu den Sudeten hin müſſen wieder 
zum deutſchen Vaterlande zurückkommen. Die kulturellen Fragen ſollen 
künftig im Landesverbande Mecklenburg mit beſonderer Hingabe ge- 
pflegt werden. Es iſt darum die Berufung eines Kultur- 
und Jugendpflegers für den Landesverband in Aus- 
licht genommen worden. Auf wirtſchaftlichem Gebiete iſt 
vom Landesverbande reiche und erfreulicherweiſe vielfach auch erfolg- 
reiche Arbeit geleiſtet worden. Dahin rechnen die Bemühungen in der 
Entſchädigungsfrage und in der Fürſorge für die Verdrängten. Die 
geſtellten Dringlichkeitsanträge auf Entſchädigung der Emigranten 
Steuer hatten reſtſos Erfolg. Die geſamte Neuaufrollung der Ent- 
ſchädigungsfrage durch die Bundesleitung wird vom Landesverbande 
kräftig unterſtützt werden. Für die Siedler in Mecklenburg konnten 
nennenswerte Erfolge errungen werden. In zahlreichen Fällen wurden 
Einrichtungskredite erwirkt, um die Siedler überhaupt erſt wirtjchaft- 
lich lebensfähig zu machen und ſie andererjeits vor Ausbeutung zu 
Ihüten. Dem Mecklenburger Verbande gehören mehrere hundert 
Siedler an, darunter auch eine Anzahl Nichtoſtmärker. Grund ſätz⸗ 
lich müßten alle Siedler in Mecklenburg ohne Aus 
nahme dem Landesverbande des Deutſchen Olt- 
bundes angehören. Nirgends finden fie Jo juver- 
läſſigen Rat und fo erfolgreiche Sörderung und 
Unterſtützung. Es folgten Mitteilungen über die Mithilfe des 
Landesverbandes bei der Durchführung der Ofthilfe und über die Ve⸗ 
leihung der Reichsſchuldforderungen ſowie über die Erledigung der 
Cinbürgerungsanträge und die schwierige Juſammenarbeit mit dem 
Deutſchen Generalkonſulat in Polen. Alle Arbeit für den deutſchen 
Often müſſe unter dem Wahljpruch ſtehen: „Was wir verloren haben, 
darf nicht verloren ſein.“ In einer ſehr ausführlichen Ausiprache, die 
ſich bis gegen Abend ausdehnte, wurde zu den genannten Einzelfragen 
Stellung genommen. Freudig wurde die Berufung eines Kultur- und 
Jugendpflegers für den Landesverband Mecklenburg begrüßt. Ein- 
jtimmig wurde dazu Schulrat Otto in Lübtheen gewählt. 
Ein beſonderer Landesverbandstag in Lübtheen wurde für Sep- 
tember 1932 feſtgeſetzt. . 


Mitteilungen aus der oftdeulſchen Heimat. —— 


1919 an die Generalkommiſſion, ſpäter Landeskulturamt Frankfurt 
(Oder), verſetzt und bei dieſer am 18. März 1924 zum Oberregierungs- 
und Landeskulturrat ernannt. Am 3. Sebruar 1927 zum Oberlandes- 
kulturrat befördert, war er in dieſer bedeutſamen Stellung der höchſten 
richterlichen Inſtan! für Landeskulturſachen noch ein halbes Sahr 
tätig bis zu feinem au 1. Oktober 1997 infolge Erreichung der Alters- 
grenze erfolgten Eintritt in den Nuheſtand. Als Rejerveoffizier trat 
er im Auguſt 1914 in den Kriegsdienst, den er erſt bei Beendigung des 
Krieges als Major verließ. Schon früh betätigte ſich W. als Parla- 
mentarier. Im Jahre 1908 wurde er zum erſtenmal in das preußiſche 
Abgeordnetenhaus gewählt, dem er ununterbrochen bis zum Amjtury 
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als Mitglied der KRonfervativen Fraktion angehörte. Er war dann 
auch Mitglied der verfafunggebenden preußiſchen Landesverſammlung 
und aller preußiſchen Landtage der Nachkriegszeit. 

Profeſſor Julius Wolf 7o Jahre alt. 

Am 20. April feierte der bekannte Nationalökonom Julius Wolf, 
Dozent an der Cechniſchen Hochſchule in Berlin (früher an der Uni- 
verſität Breslau) ſeinen 70. Geburtstag, Durch zahlreiche Schriften 
bat er bewieſen, mit wie ſtarkem Intereſſe und wie führend er ſich an 
der Wirtſchaftsentwicklung beteiligt und wie ſehr ihm die ojt- und 
mitteleuropäiſchen Probleme am Herzen lagen. 

Der Nachfolger von Profeſſor Wilhelm Dibelius. 

Als Ordinarius für engliſche Philologie an der Univerſität Berlin 
ift Prof. Schirmer aus Cübingen ernannt und dieſer Cage von Prof. 
Brondl eingeführt worden. Profeſſor Schirmer erklärt, nicht die aus⸗ 
getretenen Gleiſe wandeln zu wollen, alſo ganz im Sinne ſeines Vor- 
gängers Dibelius, der bekanntlich früher an der Akademie in Poſen 
wirkte und dem wir ſeinerzeit im „Oſtland“ einen längeren Nachruf 
gewidmet haben, zu handeln. Gerade die angelſächſiſche Welt ſtelle 
einen beſonderen Cupus in der germaniſchen Literatur dar. Es werde 
ſeine Aufgabe ſein, mit den Berliner Studenten neue Wege für eine 
gediegene Philologie zu finden. 


Verſetzt: Studiendirektor Schwarzkopf vom Gymnafium in Nord- 
haufen iſt zum Leiter des Cottbuſer Symnaſiums ernannt worden. 

Examen. Referendar Erwin Seegall, Sohn des Miübhlenbe- 
ſitzers Siegfried Seegall, früher in Wongrowitz, jetzt in Greifenhagen 
an der Oder, hat vor dem juriſtiſchen Landesprüfungsamte Berlin 
die große Staatsprüfung beſtanden und iſt zum Gerichtsaſſelſor im 
Bezirke des Oberlandesgerichts Stettin ernannt. — Ihre Prüfung 
als Kindergärtnerin im Fröbel-Seminar Kaſſel hat Fräulein Urſel 
Pie tz, Tochter des Negſerungs-Kaſſengehilfen Bruno Pietz, Kaſſel, 
Schönfelder Str. 65, II, früher Poſen, beſtanden. 

Geboren: Ein Sohn: Herrn Studienrat Laſkowſku, Glatz, Vor- 
sitzenden der dortigen Ortsgruppe des Deutſchen Oſtbundes. 

Soldene Hochzeit. Michael Kirſchke und Ehefrau Berta, am 
25. April (Mitglied der Ortsgruppe Dortmund I, früher Tarpen, Kr. 
Sraudenz); Neichsbahn-Maſchinenaufſeher i. N. Karl Piotrowſ bi 
(8d Jahre alt) und ſeine Chefrau Hedwig, geb. Krause (68 Jahre alt), 
in Groß-Steinheim, bei Hanau a. M., früher in Bromberg, Prinzen- 
thal⸗Schwedenhöhe. (Am gleichen Tage feiert Jein älteſter Sohn Franz 
Silberhochzeit.) 

Bejahrte Oftmärker. Fräulein Adelheid Clud ius in Königsberg 
in Preußen, Turnerstraße 4b (früher in Bromberg, Eliſabethſtr. 48), 
Tochter des Superintendenten Cludius, am 5. April, 78 Jahre. — 
Frau verw. Lehrer Lina Dinerowitz in Kleinpolkwitz, Sprottau- 
Land, früher Rawitfch, am 18. April, 80 Sahre alt. 

Geſtorben: Zimmerpolier Heinrich Rösler in Sagan, fr. Lila, 
37 Jahre, am 9.4.32 infolge Unglücksfalls; der frühere Domänen- 
pächter Leonhard Koerth, fr. in Naclaw, Kreis Koſten, 72 Jahre; 
Steuerinfpektor Wilhelm Schul; in Berlin W 57, Potsdamer 
Straße 74, früher Anfiedlungskommiffion Pofen, am 15. 4., 46 Jahre; 
Oberpoſtſchaffner i. R. Julius Schroeder in Coswig (Bez. Dres- 
den), fr. Inin f. Pofen, am 16. 4., 60 Jahre alt; verw. §rau Kantor 
und Lehrer Augufte Labitzku, geb. Nulniewicz, fr. in Zicke, Kreis 
Birnbaum, dann bei ihrem Schwiegerſohn, dem techniſchen Neichsbahn⸗ 
oberinſpektor Leopold Frauk in Oppeln, Xing 16, am 8. 4., 78 Jahre; 
Cierarzt Alfred Baum in Buk bei Poſen am 11. 4., 56 Jahre 
(an den Folgen einer Infektion bei Ausübung feines Berufes); 
Gutsbeſitzer Albert Steinke in Pudewitz, am 11. 4., 74 Jahre; 
Frau Emma Kiefer, geb. Teßmann, in Glominiec bei Poſen, am 
13. J., 66 Jahre; Krankenkaſſen-Abteilungsvorſteher Rudolf Kombke, 
Mitglied des Gemeindekirchenrats der ev. St.-Petri-Kicche in Poſen, 
am 12. 4. 


Aus der uns verbliebenen Oftmark, 


Aus Oftpreupen. 

Marienburg. Die Marienburg-Srteilibt-Seftjpiele 
jind zu einem Symbol unverwüſtlichen deutſchen Lebens- und Kultur- 
willens im korridorgetrennten Oftpreußen geworden. Es verdient An- 
erkennung und Förderung, daß fie auch in dieſem ſchweren Jahre ver- 
anftaltet werden. Aus wirtſchaftlichen Gründen: wird das vor faſt 
20.000 begeisterten Juſchauern gegebene Ordensfeſtſpiel „Bartholomäus 
Blume“ von Hammer unter der Regie des Intendanten der Soppoter 
Waldoper, Herm. Merz, mit 300 Mitwirkenden, darunter 27 Berufs- 
ſchauſpielern und einem Gaſt im Range eines Paul Wegner, Eugen 
Klöpfer, Ernft Krauß oder Hans Mühlhofer wiederholt. Dazu die 
unnachahmlichen Naturkuliſſen der Marienburg und des mittelalterlich 
reizvollen Stadtbildes von Marienburg fchern erneut große Wirkungen. 
Man rechnet allein mit 5000 bis 6000 Beſuchern der Oſttagung des 
Vereins für das Deutſchkum im Ausland. 

Srenmark Pofen - Weſtpreußen, mittlere Oſtmark und 
Pommern. 

Frankfurt (Oder). Die märkischen Suſtav-Adolf-Vereine halten 
ihre Jahresverfammlung in Frankfurt (Oder) vom 18. bis 20. Juni ab. 
Den Hauptgottesdienſt in der Marienkirche hat Generalſuperintendent 
D. Blau aus Pofen ju halten jugeſagt. 


Neu⸗Bentſchen. Als eines der letzten Bahngleiſe, die von der 
Grenzziehung durchſchnitten wurden, wird jetzt das zwiſchen der Block- 
ſtelle Poſemuckel und der Landesgrenze bei Neudorf abgebrochen. Es 
handelt ſich dabei um das diesſeitige Ceilſtück der Strecke Guben —Bomſt 
— Bentſchen hinter der Abzweigung nach Neu-Bentſchen, in einer 
Länge von 5000 Metern. Die Strecke war bisher betriebsfähig erhalten 
worden, weil ſie dem Rittergut Schloß Neudorf die Unterhaltung 
einer Ladeſtelle ermöglichte. 

Schwerin (Warthe). In dem Grenzdorfe Striche, das früher zur 
Parochie Birnbaum gehörte, iſt in Gegenwart des Generalfuperinten- 
denten D. Hegner (Schneidemühl) feierlich der Grundstein für ein 
neues evangeliſches Gotteshaus gelegt worden. 


Aus der uns geraubten Oſtmark. 
Aus Pofen. 


Szarnikau. Den evangeliſchen Gemeinden in der Umgebung von 
Czarnikau hat man die Abhaltung von Kindergottesdienſten ver- 
boten mit der Begründung, daß dies Unterricht Jei, zu dem erſt die 
Erlaubnis des Schulkuratoriums eingeholt werden müßte. 

Krotoſchin. Bei Sierodz wurde ein Landwirt auf der Landſtraße 
ermordet und beraubt. Der Bauer Felix Sas aus Grabina nahm auf 
die Bitten eines Wanderers dieſen auf feinem Fuhrwerk mit. Unter- 
wegs zog der Fremde ein Meſſer und verſetzte dem Bauern hinterrücks 
fünf Meſſerſtiche, die ihn töteten. Dann beraubte er ihn und entfloh. 

Punik, Das ſeltene Set der Diamantenen Hochzeit feierte am 
18. April der frühere Landwirt Gottfried Schwarz in Waſj- 
kowo mit ſeiner Chefrau Erneftine, geb. Jakob. Der Jubilar ſteht 
im 86. Lebensjahr und iſt Veteran von 1870-71. Seine Ehefrau ſteht 
im 83. Lebensjahre. 

Sabikowo. Am 17. 4. hielt Herr Paſtor Schaf feine Abſchieds⸗ 
predigt, da er nach einer Tätigkeit von 26 Jahren die Gemeinde ver- 
läßt. Mit ſtark zu Herzen gehenden Worten richtete der ſcheidende 
Seelsorger an die Gemeinde feine Abſchiedsworte. Aus kleinſten Anz 
fängen wuchs die Gemeinde heran, ſie blühte empor, um dann nach, 
dem Kriege wieder zuſammenzuſinken ju der heutigen kleinen 
Seelenzahl. Saft noch ein Jahrzehnt hat Paſtor Schatz die zuſammen⸗ 
geſchrumpfte Gemeinde geleitet und innerlich gefeſtigt, damit fie auch 
die ſchweren kommenden Seiten überdauern kann. Der Kirchenälteſte 
wies in der Anſprache darauf hin, daß Paſtor Schatz in der Gemeinde 
unvergeſſen bleiben werde. Von dem kleinen Kreis von 1850 Seelen 
ſtehen alle treu und feſt zu dem Glauben der Väter und ju ihrem 
Volkstum. Dem ſcheidenden geiſtlichen Herrn überreichte die Ge- 
meinde als Seichen der Dankbarkeit für die 26jährige Tätigkeit ein 


Geſchenk. 
Aus Weſlpreußen. 

Thorn. Die Stadt Thorn fieht ſich aus Mangel an Mitteln ge» 
zwungen, das Thorner Stadttheater ſofort ju ſchließeiſ. 
Sämtliche Subventionen für das Stadttheater find gestrichen worden. 
— 


Ein praktiſches Kampfbuch. 


„Die Krankheit Europas“. 

Dr. Bitter und Dr. Selle: „Die Krankheit Curopas“. Handbuch 
für die deutſche Freiheitspolitik. Zwei in der Geſchädigtenbewegung 
führend tätige Herren haben unter dem Titel „Die Krankheit Curo⸗ 
pas“ ein Handbuch geſchaffen, das in die Hände jedes politiſch inter⸗ 
eſſierten Deutſchen gehört. Ungemein klar und überſichtlich behandelt 
es die wichtigſten Punkte, an denen der Verſailler Friede abgebaut 
und geändert werden muß: Reparationen, Wehrmacht, Oſtgrenzen, 
Anſchluß, Kolonien, Behandlung des deutſchen Privateigentums. 
Gleichzeitig wird gezeigt, wie ſich unter dem Druck von Verſailles 
die deutſche Lage jugefpitzt hat; man erfährt das Weſentlichſte über 
Arbeitsloſigkeit, Kapitalfins, Auslandskredite, Proletariſierung des 
Mittelſtandes uſw. Beſonders bemerkenswert ift das Korridor 
Kapitel, aus dem wir kürzlich einige Abschnitte unter der über- 
ſchrift „Der Korridor, Europas offene Wunde“ abgedruckt haben. Cs 
ind darin z. B. folgende Fragen behandelt: Haben die Wilfon- 
Punkte Polen den Korridor zugeſprochen? Braucht Polen einen Land- 
Korridor zum Meere? Der wirtſchaftliche Wahnſinn im Weichſel⸗ 


gebiet. Polniſche Bevölkerung im Korridor? Gehört der Korridor 
Polen aus hiſtoriſchen Gründen? Löſung der Korridorfrage 
durch Verkehrserleichterungen? Polen, ein Vollwerk gegen den 


Vorteile Polens bei einer Grenzreviſion? Aus- 
landsſtimmen zur Korridorfrage. Beachtung verdient auch, daß die 
Entſchädigungsfrage an vielen Stellen geſtreift und am 
Schluß in einem beſonderen Kapitel behandelt iſt. Das Buch iſt kein 
weltfremdes, langweiliges Elaborat, ſondern aus der Praxis ge- 
ſchöpft und für den täglichen Gebrauch beſtimmt. Wir empfehlen 
es allen unſeren Leſern aufs wärmſte. Beſtellungen bitten 
wir durch uns zu machen, da wir hoffen, bei einer größeren 
Anzahl von Beſtellungen eine erhebliche Ermäßigung des Ladeypreiſes 
erzielen und Jo das Buch einſchließlich Postgebühr und Verpackung 
für 3 cH liefern zu können. 


Dieſe Nummer umfaßt 12 Seiten. 


Für die nicht von der Bundesleitung veranlaßten Anzeigen im 
Auzeigenteil kann eine Haftung nicht übernommen werden. 


Bolſchewismus? 


Junger Mann |Anzulegen: 


27 J. alt, Gymnafial- | Gesucht: 
STEEL — 


Am 8. April, morgens 8% Uhr, ent⸗ 
ſchlief ſanft nach längerer Krankheit 
infolge Herzſchlags meine geliebte Frau, 
Mutter und Großmutter 


Pauline Fiedler 


geb. Rüdiger, 


im Alter von 64 Jahren. 


Um ſtille Teilnahme bittet 


Georg Fiedler 


Gärtnerei. 


Möſer b. Magdeburg, früher Thorn, 


Mocker, Konduktſtr. 52. 


Serre 


9 — — 
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Vermählt 


Albert Zugehör 


Hanni Zugehör 
geb. Röhr 


= Ofenbaugeschäft = — 


Halle a. S., Röpzinger Str. 189, 
zuletzt Guben, früher Schmiegel, 


Provinz Posen. 
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Festzeitschriften jeder Art 


Abschriften von Theaterstücken, Romanen, 


Zeugnissen, 
Vervielfältigungen etc. 


schnell — sachgemäß — billigst. 


B. Ehrlich, Berlin W 57, Eißholzstr. 11. 
B 7 Pallas 3889 (früher Rogasen). 


en 
Der 
„Ostdeutsche Heimatkalender“ 


Als Verlosungsgewinn 


Verſchiedene Ortsgruppen haben zur Hebung 
des Abſatzes unſeres „Oſtdeutſchen Heimat⸗ 
kalenders“ 1932 einen Weg gefunden, der all⸗ 
gemeine Nachahmung verdient: die Verloſung. 
Der Anreiz, Tombolaloſe zu kaufen, wird ganz 
gewiß erhöht werden, wenn ſich unter den Ge⸗ 
winnen jeweils einige Exemplare des „Oſt⸗ 
deutſchen Heimatkalenders“ befinden, den die 


Preſſe als 


eine Kulturtat bezeichnet hat. 


Beſtellungen find zu richten an Deutſcher Oſt⸗ 
bund, Kulturabteilung, Berlin W. 30, Motzſtr. 22 


bildung, 8 Jahre als 
landw. Beamter tätig 
geweſen, Flüchtling aus 
Polen, ſucht bei be⸗ 
ſcheidenen Anſprüchen 
Stellung, gleich, welcher 
Art. Auch in kaufmänn. 
Betriebe. Gef. Angeb. 
erb. der Vorſitzende des 
Oſtbundes in Schneide⸗ 
mühl Richard Trieb⸗ 
waſſer, Schneidemühl, 
Bromberger Str. 6. 


Altere, geſunde, evang. 
Dame, in Haushalt, 
Küche u. Krankenpflege 
perfekt, ſucht möglichſt 


Dauerstellune 
bei einzelnem Herrn 
gegen 20 M. Taſchen⸗ 
geld u. 7 M. Krankenk. 
Angebote unter 2484 
an das Oſtland erbeten. 


Bächkergeſelle 

17 Jahre alt, der auch 
Landarbeit verſteht, 
sucht Stellung. 
P. Aurisch, Lübars, 
p.: Schönhauſen (Elbe⸗ 
Land). 


Materinlwnren - 
Grundstück 


mit Bierftube, in groß. 
Dorf in der Nm.gelegen, 
Umſatz ſehr hoch, Laden, 
3 Zim., Küche uſw., 34 
Morgen Land, davon 2 
Morgen Obſtgarten, 


„„ 


„e 


eee 


1. Hypotheken auf prima Miethänſer 
in beiter Lage. 6% Zinſen, günft. Auszahl.⸗Bed. 


Kapital von RM. 10000 - 40 000 

für erſtſtellige Hypotheken innerhalb 11 ½ facher Friedens miete. 
Hausverwaltungen gegen mäßige Vergütung. 
Beſte Referenzen von Landsleuten. 

v. Wittken-Jungnik, Berlin W 30, Motzſtraße 19. 
Tel. B 4, Bavaria 6508. Sprechzeit Montag, Mittwoch, Freitag von 3—5, 


Fremdenheim 


Ober: Schreiberhau im 
Saen DE RF long 
Höhent.,113imm., Bad, 
Zentralheizg., Garten, 
bei 12 000 15 000 M. 
Anzahlung ſehr preis⸗ 
wert zu verkaufen. 
5. Mautwill, Tiſchler⸗ 
meiſter, Buchenweg am 
Bahnhof. 


Optiker; 
Feinmechaniker 
0 F. ſuche Stellung 


Gef. Angebote u. 2485 
an das Oſtland erbeten. 


Wer kennt 


den Vorort Bleichfelde 
bei Bromberg, insbeſ. 
die frühere Fleiſcherei 
Paſtwikowſki, Bleich⸗ 
felde, Kurfürſtenſtr. 78 
ſo, daß er darüber gegen 
Zeugenvergütung aus⸗ 
ſagen könnte? Gef. 
Nachricht unter 2486 
an das Oſtland erbeten. 


Uundentthol 


ſof für 20000 M., bei i Dorf von 1500 Einw 
7000 8000 M. Anzahl. Gebäude gut, 200 J. in 


zu verkaufen. Off. an 
J. Bratke, Schwedt / O. 
erbeten. 


Landwirtschaft 


26 Mg., 7 Mg. Pachtld., 
Gebäude maſſiv, elektr. 
Licht und Kraft, leb. 
und tot. Inventar reich⸗ 
lich vorhanden, 22 J. 
in meiner Hand, Alters 
wegen ſof. zu verkaufen 
oder auch gegen gute 
Fleiſcherei zu vertauſch. 
Auskunft beim Beſitzer 
5. Wicke, 
Herrnmotſchelnitz, 
Kreis Wohlau, 
Reg.⸗Bezirk Breslau. 


Landwirtschaft 


54 Morg., guter Boden, 
guter, maſſiver Bauzu⸗ 
ſtand, mit vollſtändigem 
Inventar, wegen Todes⸗ 
falls ſofort zu verkaufen. 
Näh. beim Gemeinde⸗ 
vorſteher in Liebichau, 
Bunzlau⸗Land. 


der Familie, gute Ein⸗ 
richtung, Saalm. Bühne, 
Konzertgarten, 2 ſchöne 
Gaſtzimmer, dortſelbſt 
häufig gr. Holzauktion., 
fof. für 24000 M., bei 
10000 M. Anzahlung, 
u verkaufen. Off. an 
F. Bratke, Schwedt, O. 
erbeten. 


Gr. Geſchäftseckgrundſtük 
in gut. Vorſtadtlage mit 
anſchl. Bauſtelle ſowie 
das darin befindl. Kolo⸗ 
nialwarengeſch. m. Dro⸗ 
gerie wegen 1 
preiswert zu verkaufen. 
Geſchw. Brannaſchk, 
Kottbus, Gildenſtr. 20 


Oftmärkerin 
25 J., ſolide, wünſcht 
Bekanntſchaft mit ſolid. 
beſſeren Herrn zwecks 
baldiger Heirat. Be⸗ 
amter oder Handwerker 
angenehm. Vermögen 
vorhanden. Offert. mit 
Bild unter 2477 an das 
Oſtland erbeten. 


Seinkoſtgeſchäft in der inter- 
nationalen Kur- u. Bäderſtadt 
Wiesbaden . Preis 

Villengrundſtück i. weltbekanntem 
Oſtſeebad Mecklenburgs. 


Württembergiſch. Schwarzwald 
Suckerwarenfabriß mit Laden- 
geſchäft in beſter Geſchäftslage 
Rofloks seed 8% 
Villengrundſtück in einem Kurort 
der „Holſteiniſchen Schweiz;“ 
11 Morgen große Geflügelfarm 
bei Leipzig 
Bäckereigrundſtück mit Kolonial- 
warenhandlung in Sommerfeld 
Herrenkonfektionsgeſchäft an der 
Peripherie der Stadt Dresden 
; Preis 
einſchl. Inventar u. Warenlager 
Geſchäfts- u. Neſtaurationsgrund- 
jtück mit 17 Morgen großem 
Schießſtand i. Haffbad Uecker⸗ 
FC 
Sägewerk in beſter Geſchäftslage 
Sommerfelds in unmittelbarer 
Nähe des Bahnhofs. .. 
Geſchäftshaus mit gutgehendem 
Bäckerei- u. Ronditoreibetrieb 
(vollkonzeſſioniert) in lebhafter 
Stadt Mecklenburgs 
Hiſtoriſche 2- bis 3-&0.-Wajler- 
mühle in der Rheinpfalz (Nähe 
Ludwigshafen 
Rojtaurant und Speiſelokal in 
Potsdam reis 
Landwirtſchaftliches Gehöft nahe 
d. Städten Leipzig u. Merſeburg 
Veſtaurationsgrundſtück, eines der 
ältejten u. bekannteſten Lokale 
von Sondershauſen, in zentra- 
ler Stadtlage 
Verkäufliches, erſtklaſſig einge- 
jührtes Neklame- und Licht- 
bildnereigeſchäft in Erfurt 
Preis einſchl. Inventar 
Landwirtſchaftliches Grundſtück i. 
Sreiſtaat Sachſen, nahe Bautzen 
Arzt⸗Villengrundſtück in Göttin- 
gen, geeignet als Privatklinik, 
Sanatorium, Erholungsheim, 
Klubhaus, Nepräſentationsſitz, 
Privatpenſion u. dgl. 
Hotel-Rejtaurant in beſter Sen- 
trumslage von Leipjig . » 
Sofort zu verpachtendes Neſtau- 
rationsgrundſtück mit Saal und 
Konzertgarten an der Spree 
(Vorortverkehr mit Verlin) 
Preisforderung 
als Abſtand für das Geſchäft, 
jährl. Pacht 14800, —. 


12500 


. 15000" 
Kur⸗ und Penfionsgrundjtück im 


10.000 


15 o 
o odo 
30.000 

6.009 


12 500 


8 doo 


o ooo 
13.000 


10000 


10.009 


5 000 


6000 


50.000 


25 ood 


12.000 


Bildproſpekte koſtenlos durch: 
K OCH & Co., Berlin W 10 
Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 5933. 


Letzter Abschluß auf Grund unserer Inserate 
an dieser Stelle: I. April 1932 


| Glänzende Existenzen! 


Anz. M 


EM ee ... . e ————T—.. Fr 
Verlag: Deutſcher Oſtbund E. V., Berlin W. 30, Motzſtraße 22 — Fernruf: 85 Barbarofja 9061 — Poſtſcheckkonto. Berlin 104726. 
Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto Kredel, Berlin⸗Friedenau — Druck: Hempel & Co. G. m. b. H., Berlin SW. 68, Zimmerſtraße 7/8. 


